Bierteljähriger Avonnementevr. in Breslau 12/5 Thlr., Wochen-Abonnem. 5 Sgr., 
außerhalb pro Quartal incl. Porto 2/ Thlr. — Inſertionsgebühr für den Raum 
einer ſechstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr., Reclame 5 Sgr. 


0. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 


30. Sitzung des Reichstages. (14. December.) 5 

11 Uhr. Am Aach des Bundesrathes Delbrück, v. Kameke, v. Stoſch, 
Stephan, Friedberg u. A., ſpäter Fürſt Bismarck. 

Der Bericht der Geſchäfisordnungs⸗Commiſſion über den Antrag des 
Abg. Lasker, betreffend die Zuläſſigkeit der Verhaftung eines Reichstagsmit⸗ 
liedes auf Grund rechtskräftigen Strafurtheils während der Seſſion des 
Reichstags, ſollte eigentlich den erſten Gegenſtand der heutigen Tagesord⸗ 
nung bilden; die Commiſſion hat aber, obwohl ſie mehrere Sitzungen zu 
dieſem Zwecke abgehalten, ihre Berathungen bis heute noch nicht abſchließen 
können. 0 
Das Haus tritt daher ſofort in die erſte Berathung der mit Rußland 
abgeſchloſſenen, aus 15 Artikeln beſtehenden und zunächſt für ein Jahr gil⸗ 
tigen Convention über die Regulirung von Hinterlaſſenſchaften 
ein. Ihre Bedeutung ſo wie einige Ausſtellungen des Abg. Römer (Wür⸗ 
temberg), die bei der Unruhe des Hauſes faſt unverſtändlich bleiben, treten 
in dem weiteren Verlauf der Discuſſion klar hervor. K 

Bundes bevollmächligter Dr. Friedberg: Der vorliegende Vertrag iſt da 
Ergebniß mühſamer Verhandlungen, die Jahre lang zwiſchen der eichs⸗ 
regierung und der kaiſerlich ruſſiſchen Regierung geſchwebt haben. Dieſe 

120 1 8 

trag jo allgemein gefaßt werden mußte, daß die verſchiedenen Rechtsſyſteme, 
die im deutſchen Reiche in Bezug auf das Erbrecht gelten, Unterkunft in 
dem Vertrage wenigſtens in ſo weit finden konnten, daß man mit dem Ver 
trage zu operiren vermöchte. Der Herr Vorredner hat nun zwei Hauptein⸗ 
wände entgegengeſetzt; erſtens, daß der Antrag die Rechte der Conſular⸗ 
Agenten, die den Nachlaß vertreten, unbegrenzt aufitelle und nicht genügend 
die einzelnen Poſittonen präciſire, welche nur dieſe Agenten üben könnten. 
Dieſer Einwurf könnte wohl für begründet erachtet werden, allein man mußte 
befürchten, daß, ſowie man begönne 85 detailliren, man in eine Kaſuiſtit 
kommen würde, die ſich kaum fur ein Geſetz, geſchweige denn für einen in⸗ 
ternationalen Vertrag geſchickt hatte. Was in dieſer Beziehung nothwendig 
iſt, das glaube ich, giebt der Artikel 9 vollkommen, der den Agenten die all- 
emeine Befugniß ertheilt, Bevollmächtigte zu ſtellen, Eide zuzuſchreiben, 
Vergleiche zu 1591 1 5 kurzum, alles dasjenige zu thun, was nothwendig 
iſt, um die Nachlaßregulirung zu einem, die Intereſſen unſerer Staatsange⸗ 
hörigen und bezw. den Intereſſen der jenſeitigen Staatsangehörigen, gedeih⸗ 
lichen Ausgang zu bringen. 

Alles das aufzunehmen, 


Verhandlungen hatten deshalb ganz beſondere Schwierigkeiten, 


was man etwa einem Bevollmächten in einer 
einzelnen Nachlaßregulirung in einer Vollmacht ausdrücken könnte, das 
würde faſt zu einem Curioſum in einem internationalen Vertrage geführt 
haben, denn jeder, der eine Vollmacht kennt, die zum Zwecke einer Nachlaß⸗ 
regultrung ausgeſtellt iſt, weiß, daß ſie meiſtens ebenſoviel Umfang hat, wie 
der ganze Vertrag mit ſeine tiven. — Der zweite Einwand, den der 
gr Vorredner gemacht hat, weiteht darin: es ſei das Princip des gemeinen 
rbrechts durchbrochen oder, wie er ſich ausdrückt, es fei ganz auf den Kopf 
geſtellt. Er fügte dann get Später ſei dies auf den Kopf geſtellte Prineip 
noch einmal auf den Kopf geſtellt durch die Beſtimmungen über den Wohnort 
und den Heimathsort. Ich will nicht darauf antworten, daß, wenn es wirk⸗ 
lich zweimal auf den Kopf geſtellt wäre, am Ende das rechte Princip wieder 
auf die Beine kommt (Heiterkeit), aber der Schwierigkeiten und der civiliſti⸗ 
ſchen Bedenk die der Herr Abgeordnete hervorgehoben hat, ſind ſich die 
bertragenden iegterungen und demnächſt der Ausſchuß des Bundesrathes 
ſehr wohl bewußt geweſen. Auf Seite 12 und 13 des Berichts finden Sie 
aber überzeugend uachgewieſen, warum wir doch geglaubt haben, den Ver⸗ 
Ri ur Annahme empfehlen zu kſinnen, obgleich man de theorla und ju⸗ 
riſtiſch ſehr wohl das darin angenommene Princip der Scheidung des Mo⸗ 
biliare und Immobiliar⸗Nachlaſſes bezweifeln und dekämpfen könnte. 
itentſcheidend war für die Annahme des Vertrages, daß eine andere 
roße Regierung bereits einen ganz ähnlichen Vertrag und auch gerade in 
ezug auf die Scheidung des Mobiliar⸗ und Immobiliarnachlaſſes daſſelbe 
tincip angenommen hat, obgleich doch in den Rechtsſyſtemen jenes großen 
andes, Frankreich, alle die Bedenken, die der Herr Abgeordnete angeführt 
hat, in der Theorie von den wiſſenſchaftlichen Vertretern dieſes Rechts 11 
vorgehoben worden ſind. Nichts deſtoweniger hat ſich die Regierung veranlaßt 
geſehen, dieſe theoretiſchen Bedenken bei Seite zu ſchieben, um zu einem 
praktiſchen Reſultate zu kommen und ein praktiſches Reſultat bietet der 
Vertrag dahin, daß die Rechte unſerer deutſchen Staatsangehörigen in Ruß⸗ 
land fortan beſſer gewahrt werden können wie bisher, und daß die Rezipro⸗ 
zität auch dem andern bertragenden Lande gegenüber bei uns gewahrt iſt. 
Allerdings iſt der Gedanke der Reziprozität der durchweg leitende Grundſatz 
und niemals wird ahnen ein Vertrag vorgelegt werden dürfen, der ſich von 
dieſem leitenden Grundſatze auch nur um eines Haares Breite entfernt. 
Aber fragen Sie ſich, wem kommt denn dieſer Vertrag praktiſch hauptſächlich 
zu Gute, ſo iſt die Antwort: es ſind die Angehörigen des deutſchen Reiches. 

Denn dieſe befinden ſich in weit größerer Anzahl in Rußland, als ſich 
Ruſſen in Deutſchland befinden und das iſt meiner Meinung nach ein ſehr 
wichtiges Moment, wenn Sie ſich vor die ieh geſtellt finden: wollen 
Sie den Vertrag, weil er Ihnen vielleicht wiſſenſchaftlich nicht durchweg ges 
fällt, obgleich er praktiſch unſeren Staatsangebörigen zu Gute kommt, ver⸗ 
werfen oder annehmen? Die verbündeten Regierungen ſind der Meinung 
geweſen, daß in dieſem Vertrage ein ſehr dankenswerther Schritt auf der 
allgemeinen Entwickelung des internationalen Rechtes liegt und daß in dem 
Schutze, der den Nachlaſſenſchaften unſerer Staatsangehörigen und vice versa 
Fame wird, noch ein ferneres Moment liegt, das weit über die für die 

ermögensverhältniſſe dadurch geſuchten Vortheile hinausgeht, daß nämlich 
dieſer Vertrag auch von hohem politiſchen Werth iſt. Die verbündeten Re⸗ 
gierungen bitten daher, die Bedenken, die wir auch gehabt haben, zu unter⸗ 
drücken dem großen Ziele zu Liebe, das damit angeſtrebt wird. 

Abge. Frühauf erklärt ſich zum Dank gegen die Reichsregierung für 
den Abſchluß eines Vertrages verpflichtet, der in dem Gebiet der internatio⸗ 
nalen Vertragsſchlüſſe einen weſentlichen Fortſchritt darſtellt. Aber zugleich 
erinnert er daran, daß Verträge allein es nicht thun, wenn die zu ihrer 
Effectuirung erforderlichen Organe, in dieſem Falle alſo die Berufscon⸗ 
ſuln, fehlen, welche die großen Dimenſionen des ruſſiſchen Reiches zur Er⸗ 
lüllung ihrer Pflicht in ganz anderer Weiſe zu überwinden wiſſen werden, 
als die Wahlconſuln, die, wenn ſie nach dem Todesfall eines Landsmannes 
interveniren ſollen, vor einer Diſtance von 60 Meilen leicht zurückſchrecken. 

ine Reform des Conſulatsweſens im Sinne der Vermehrung der Berufs⸗ 
eenſuln iſt daher dringend zu wünſchen, und der Bundes bevollmächtigte Dr. 
Friedberg fügt hinzu, daß die verbündeten Regierungen dieſe Anſchauung 
in Erwägung gezogen haben und. theilen. FIRE 

Abg. Bähr; Die Convention iſt nicht ohne große Schwierigkeiten zu 
Stande gekommen und ich bin auch mit dem Grundgedanken derſelben, daß 
nach dem Tode eines Staatsangehörigen nicht das Erbrecht des Ortes, wo 
10 gelebt hat, ſondern das ſeines Heimathsortes entſcheidend ſein ſoll, voll⸗ 
ſindmen einverſtanden; ich beklage aber, daß davon zwei Ausnabmen gemacht 
I » bielleicht gemacht werden mußten: es follen nämlich für das Grund⸗ 
degenthum und für den Fall, wo ein Angehöriger des fremden Staates an 
er Erbſchaft betheiligt iſt, nicht die Geſetze des Heimathlandes, ſondern des 
2 nortes in Anwendung kommen. Die Anwendung der lex rei sitae wird 
wen auchen Unmzuträglichkeiten führen; denn der Nachlaß wird dadurch in 

— Theile getheilt, und zwar lediglich nach dem Objekt in Mobiliar⸗ und 

anmobiliarbermögen. Von welchem Theile werden nun z. B. etwa vor⸗ 

im ing, Schulden bezahlt? Der Bericht des Juſtizausſchuſſes laßt die Sache 
dann nklaren; er rechnet die activen Forderungen zu den Mobilien; geht 
€ ner mit einem Gedankenſprunge auf die Schulden über, als wenn 
en und Forderungen parallel ſtänden; nach meiner Anſicht gehören die 


Breslauer 


Schulden gar nicht zum Nachlaß, ſondern ſind nur eine Belaſtung deſſelben. 
Das richtige Princip würde fein, daß beide Theile des Nachlaſſes pro rala 
des Werthes für die Schuld baften; das würde allerdings ein ſchwieriges 
Ermittelungsverfahren vorausſetzen; aber ich bin auch weit entfernt, dem 
Vertrage bier entgegenzutreten, den ich vielmehr für eine große Wohlthat 
halte; ich wollte aber nur anheim geben, ob es nicht möglich wäre, bei der 
Ratification entſprechende Erläuterungen zu geben; jedenfalls aber verdient 
dieſer Punkt bei einer Reviſion große Berückſichtigung. 

Hiermit ſchließt die erſte Berathung; die Vorlage wird nicht an eine Com⸗ 
miſſion verwieſen, ſondern das Haus tritt ſofort in die zweite Berathung ein. 

Zu Art. I. bemerkt Abg. Kapp: Ich verhehle mir durchaus nicht die 
juriſtiſchen Schwierigkeiten, die von den Vorrednern angeregt ſind, bitte Sie 
aber dennoch, den in Naß unverändert anzunehmen. Die Sicherung der 
Verlaſſenſchaft der in Rußland Verſtorbenen war bisher ſo ſchwierig, weil 
die Behörden nicht das Intereſſe hatten, was jetzt der Conſul an den Erb⸗ 
ſchaften bat; dann auch, weil die perſönlichen Verhältniſſe der Erblaſſer und 
ihrer Erben nicht jo genau bekannt waren. Früher ſuchten gute Freunde 
oder Verwandte, unter dem Titel der Verwandtſchaft oder irgend einer Schuld, 
die Verwaltung des Nachlaſſes ganz in ihre Hand zu bekommen; da zerrinnt 
denn gewöhnlich das Vermögen in den Händen des Adminiſtrators und aus 
meiner Praxis weiß ich, daß keine 50 Prozent der Erbſchaften in die Hände 
der berechtigten Erben gelangt ſind; es entwickelte ſich dabei eine Theorie 
und ein Syſtem kühner Griffe, von der man ſich hier in Berlin keine Vor⸗ 
ſtellung macht. Der Art. 1 ſichert den Nachlaß, indem er den Conſul zum 
Ane der Erben macht, ſo lange, bis ſie ſelbſt ihren Willen kundgegeben 

aben. 

Die theoretiſchen Bedenken des Abg. Römer verſchwinden vor der Praxis. 

enn er eine gleiche Behandlung des Mobiliar⸗ und Immobiliarnachlaſſes 
als das richtigſte Princip anerkennt, ſo muß ich darauf aufmerkſam machen, 
daß wir dieſes Princip ſchon oft durchbrochen haben, bei Feudalverhältniſſen, 
beim Anerbenrecht und beſonders bei jeder Gelegenheit, wo wir mit eng⸗ 
liſchem Recht zu thun haben, alſo z. B. in Verträgen mit England, Amerika 
u. ſ. w. In ſolchen Fällen haben wir einen Unterſchied zwiſchen Mobiliar⸗ 
und Immobiliarnachlaß nicht nur ſtillſchweigend, ſondern auch ausdrücklich 
anerkennen müſſen. Da fi die Mehrzahl der Fälle auf das Mobiliarver⸗ 
mögen kleiner Leute beziehen wird, erwarte ich keine großen practiſchen 
Schwierigkeiten, beſonders da in den meiſten Fällen der Vertrag zu unſern 
Gunſten und nicht zu Gunſten der Ruſſen angewendet werden wird. 

Art. 1 wird genehmigt. — Art. 9 beſtimmt die Conſuln geſetzlich als 
Bevollmächtigte der Erben, ausgenommen für den Fall, wo ſie ſelbſt bei der 
Erbſchaft, als Legatare oder in ſonſtiger Eigenſchaft betheiligt ſind. 

Abg. Frühauf vermißt eine poſitive Beſtimmung, was denn in einem 
ſolchen Falle geſchehen ſolle. 

Abg. Meyer (Thorn) ſieht in dieſer Einſetzung der Conſuln als Bevoll⸗ 
mächtigte einen Vorzug des Vertrages; er kann die Bedenken des Abg. 
Römer nicht theilen; denn die Rechte der Bevollmächtigten richteten ſich nach 
den Geſetzen des Landes, in welchem der Erblaſſer geſtorben; der Conſul hat 
alle diejenigen Rechte, die nach den dortigen Landesgeſetzen durch Special⸗ 
vollmacht ertheilt werden können. Die Frage, in wie weit er verantwortlich 
iſt, muß dagegen nach den inländiſchen Geſetzen entſchieden werden. Den 
großen Vortheil dieſes dertragsmäßigen Rechtes der Conſuln kann beſonders 
der ſchätzen, der Gelegenheit gebabt bat, die ſchweren Schädigungen zu beob⸗ 
achten, die früher für unſere Landsleute eniſtanden ſind. 

Artikel 9, ſowie ſämmtliche übrige Artikel werden genehmigt und iſt da⸗ 
mit die Convention in zweiter Berathung erledigt. 

Demnächſt ade der Additional⸗Artikel zu dem am 26. März 1868 
zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Belgien abgeſchloſſenen Vertrage, 
betreffend den gegenſeitigen Austauſch von kleinen Packeten und 
Geldſendungen die erſte und zweite Leſung, ohne zu einer Discuſſion 
Veranlaſſung zu geben. . 

Das Haus ſetzt hierauf die zweite Berathung des Etats für 
1875 fort, bewilligt zunächſt den Etat des Allgemeinen Penſions⸗ 
fonds in Einnahme und Ausgabe und die Ausgaben der Rayon⸗Ent⸗ 
ſchädigungsrenten auf Grund der lediglich formalen Abänderungs⸗ 
anträge der Budgetkommiſſion, geht dann zu den einmaligen Aus: 
gaben für die Verwaltung des Reichsheeres über und ſetzt hierbei 
auf Antrag der Budget⸗Commiſſion ab: 1) 90,000 Mark für den Bau 
einer Dampfmahlmühle beim Proviantamt zu Berlin, 2) 150,000 Mark für 
den Bau eines Getreide⸗ und Mehlthurms in Leipzig. 

Die Budget⸗Commiſſion hat ferner beantragt 1) 300,000 Mark, welche 
als erſte Rate für den Bau einer Garniſonkirche in Breslau, und 
2) 225,000 Mark, welche zu demſelben Zwecke für Neiſſe gefordert werden, 
zu ſtreichen. Der Referent Abg. Dr. Stephani bemerkt zu der erſten der 
beiden Poſitionen, daß dieſelbe in der Budgetcommiſſion mit Stimmen: 
gleichheit abgelehnt worden ſei. . N 

General⸗Major v. Voigts⸗Rhetz erſucht um Bewilligung der zu 1) 

edachten 300,000 Mark. Die Verhältniſſe iu Breslau laſſen die geforderte 
Ausgabe durchaus nothwendig erſcheinen. Die evangeliihe Garniſon in 
Breslau beträgt ungefähr 3000 Mann, welche ſeit 100 Jahren auf die Mit⸗ 
benutzung der St. Barbara⸗Kirche angewieſen ſind. Breslau beſitzt 4 evan⸗ 
geliſche Kirchen, deren jede zu einer Parochie von 20—30,000 Seelen gehört, 
ſo daß ſchon heute das Bedürfniß vorhanden iſt, zweimal Vormittags Gottes⸗ 
dienſt zu halten. Die Bemühungen, die Breslauer Garniſon in eme dieſer 
Kirchen einzupfarren, ſind fehlgeſchlagen, inzwiſchen iſt die St. Barbarakirche, 
in welcher bisher 380 Plätze für die Garniſon reſervirt waren, ebenfalls 
Parochial⸗Kirche geworden, ſo daß 1875 die Garniſon ganz ohne Kirche iin 
wird. In der Commiſſion hat man die Forderung abgelehnt mit dem Be⸗ 
merken, daß ſo lange noch die Breslauer Garniſon nicht vollſtändig kaſernirt 
ſei, man auch nicht an Kirchenbauten denken dürfe. In der That ſind aber 
in Breslau dſe Truppen vollſtändig in Kaſernen untergebracht. Es fehlt 
augenblicklich in der St. Barbarakirche ſogar an Raum, um die Gedächtniß⸗ 
tafeln für die in den Kriegen 1813, 1814 und 1815 Gefallenen anzubringen 
und haben dieſelben vorläufig in den zu Gebote ſtehenden Depots unterge⸗ 
bracht werden müſſen. — Dieſe Angabe wird durch den Abg. Dr. Wehren⸗ 
pfennig, der über die Petition der St. Barbaragemeinde berichtet, beſtätigt. 
Abg. v. Hoderbed findet die Uebereinſtimmung der eben gehörten Aus⸗ 
führungen des Commiſſars und des Inhaltes der Petition zu auffallend, 
als daß man nicht einen inneren Zuſammenhang zwiſchen beiden vermuthen 
ſollte. Es ſei doch wunderbar, daß man nicht einen Platz für die Ans 
bringung von Gedenktafeln finden könne, aber wenn ſelbſt dem ſo wäre, ſo 
dürfe man daraus doch nicht die Nothwendigkeit eines Kirchenbaues in Bres⸗ 
lau deduciren, womit man ſich in ein eniſetzlich theures Syſtem hineinar⸗ 
beiten würde. Die Commiſſion hat auch nicht gefragt, ob die Garniſon in 
Breslau vollſländig kaſernirt ſei, ſondern hat conſtaurt, daß in Deutſchland 
noch 85,000 Mann in Bürgerquartieren untergebracht werden müſſen (hört! 
links) und verlangt, daß dieſe exit laſernirt würden, ehe die Rede 
von Garniſonkirchenbauten ſein könne. Redner iſt überhaupt kein Freund 
für einen beſonderen Militärgottesdienſt. Der Soldat müſſe ſich in der Kirche 
allen anderen Confeſſionsgeuoſſen gleichfühlen und ſollte überhaupt nicht zum 
Gottesdienſt commandirt werden. (Zuſtimmung links.) Es entspräche dies 
wenigſtens keineswegs den heutigen Anſchauungen. — Wenn man 300,000 
Mark nur als erſte Rate bewilligen wolle, ſo würden ſich die künftigen 
e noch gar ur abſehen laſſen. . 3 PR 
eneral⸗Major v. Voigts⸗Ahetz erklärt, daß ihm die Petition ganz 
unbekannt geweſen. Ueber das Commandiren zum Gottesdienſt könne man 
verſchiedener Meinung ſein, aber wenn man die Truppen auch nicht dazu 
commandire, ſo müſſe man ihnen doch wenigſtens einen Ort anweiſen, wo 
fie ihre religiͤſen Bedürfniſſe befriedigen konnten, und ein ſolcher ſei in 
Breslau nur durch einen Neubau zu beſchaffen. 

Abg. Richter (Hagen): Wenn man rechnen wollte; fo und fo viel 
Seelen kommen auf jede Kirche, ſo brauchten wir in Berlin 20 Mal ſo viele 
Kirchen als wir haben, um alle Köpfe unterzubringen. Zudem widerſtrebt 
mir der Gedanke, Jemanden zum Gottesdienſt zu commandiren durchaus, 
die Soldaten ſind eben keine Schüler und keine Sträflinge. Außerdem ſind 

erade heute die Principien über die Militärſeele heftig ins Schwanken ge⸗ 
ommen, und die Zuſpitzung der Gegenſätze innerhalb der einzelnen Con⸗ 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Auserdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 15. December 1874. 


feſſionen wird von ſelbſt in einem Aufgeben der jetzigen Praxis führen. 
Nun liegen aber die Verhältniſſe in Breslau keineswegs ſo klar, wie es nach 
den Worten des Bundes⸗Commiſſars den Anſchein hat, es exiſtiren in Breslau 
nicht 4, ſondern 6 evangeliſche Pfarrkirchen, 1 Filialkirche, 1 reformirte 
Kirche u. ſ. w. und es wäre zu unterſuchen, ob man die Truppen nicht ganz 
gut bataillonsweiſe darauf vertheilen könnte. Endlich bezweifle ich, ob wirk⸗ 
lich 3000 evangeliſche Soldaten in Breslau ſtehen; die ganze Garniſon be⸗ 
trägt nur 5000 Mann, darunter iſt aber ein ganz erheblicher Bruchtheil aus 
der vorwiegend katholiſchen Grafſchaft Glatz. So viel ich erfahren habe, war 
übrigens während des Garniſon⸗Gottesdienſtes in der St. Barbara⸗Kirche 
immer noch Platz genug für das andere Publikum. (Heiterfeit.) i 

300,000 Mark für die Garniſonkirche in Breslau werden hierauf 


Die? 
abgelehnt. : 

Zu den für die Garniſonkirche in Neiſſe beanſpruchten 225,000 Mark 
bemerkt Abg. Dr. Friedenthal: In Neiſſe liegen die Verhältniſſe weſent⸗ 
lich anders als in Breslau. Die evangeliſche Gemeinde beſitzt nur eine 
evangeliſche Kirche, welche bereits für ſie ſelbſt unzureichend iſt. Daneben 
beſtand früher eine Garniſonkirche, welche aber wegen Baufälligkeit geſchloſſen 
werden mußte. Die bürgerliche Gemeinde erklärte ſich bereit, vorübergehend 
die Garniſon in ihre Kirche aufzunehmen, indeſſen iſt der Raum darin ſo 
beſchränkt, daß an Feſttagen mehrmals hintereinander Gottesdienſt abgehalten 
werden muß. Die Civilgemeinde hat die Zurücknahme dieſer Erlaubniß in 
Ausſicht geſtellt, wenn nicht ſeitens der Militärverwaltung Schritte zur Ab⸗ 
ſtellung dieſes Mißſtandes erfolgten. Nach Ablehnung der Poſitien wird 
dieſer Fall unzweifelhaft eintreten und die Militärverwaltung wäte dann 
außer der Möglichkeit, der Garniſon überhaupt einen Gottesdienſt zu be⸗ 
ſchaffen. Dieſe Thatſachen konnten der Budgetcommiſſion noch nicht, wie 
heute, als authentiſch vorgeführt werden, ich hoffe, daß das Haus in ſeinem 
heutigen Votum ihnen Rechnung tragen wird. 

Abg. Richter: Wir haben ſowohl 1873 wie heute dieſe Forderung ab⸗ 
gelehnt und bereits damals die Verhältniſſe in Neiſſe zur Genüge erörtert. 
Es kommt aber hinzu, daß die Regierung Eigenthumsrechte an die dortige 
Kreuzkirche geltend gemacht und dieſelbe der altkatholiſchen Gemeinde zur 
Benutzung überwieſen hat. Ich ſehe nicht ein, weshalb ſie dieſelbe nicht 
auch der Garniſon zur Verfügung ſtellt. Zudem handelt es ſich nur um 
einen ganz geringen evangeliſchen Bruchtheil der Garniſon. N 

Abg. Dr. Friedenthal erwiedert, daß der größte Theil des in Folge 
der befeſtigten Lage der Stadt ſehr ſtarken Officierscorps evangeliſch iſt. Die 
Eigenthumsverhältniſſe der Kreuzkirche ſind zur Zeit Gegenſtand eines Pro⸗ 
ceſſes, deſſen Ausgang ſehr zweifelhaft ſei und jedenfalls ſeiner Ueberzeugung 
nach nicht dahin führen würde, der Militärverwaltung die Mitbenutzung der 
Kreuzkirche zu ermöglichen. 

e v. Voigts⸗Rhetz: Die evangel. Kirche in Neiſſe reicht 
kaum für die Bedürfniſſe der Gemeinde aus, ihre Chöre find baufällig, die 
Lüftung eine jo ſchlechte. daß mehrfach Leute während des Gottesdienſtes 
unwohl geworden ſind. Die Rechtsverhältniſſe der Kreuzkirche ſind noch nicht 
klar genug, um mit Nüdjicht darauf die Poſition zu ſtreichen. 

Abgeordneter Richter iſt der Meinung, man ſolle dann wenigſtens den 
Ausgang des Proceſſes abwarten. (Zuſtimmung.) Die gleichzeitige Benutzung 
der Kreuzkirche durch die Alttatholiten und die evangeliſche Garniſon ſei 
1 und die Verminderung der Zahl ſolcher Simultankirchen nur 
zu bedauern. f 

Abg. Grumbrecht wird die Poſition bewilligen, weil in Neiſſe ein Noth⸗ 
ſtand vorliege, der in Breslau nicht vorhanden ſei. 

Ageordneter Dr. Friedenthal verſichert nochmals, daß man auf 

Grund jenes Rechtsſtreites nicht dazu kommen werde, die Kreuzkirche der 
Garniſon zu überlaſſen, eine Erklärung, welche Abg. Richter um ſo weniger 
1 als ſie nicht begründet worden iſt. Die Kreuzkirche iſt keine 
atholiſche Parochialkirche, ſondern wird nur von Hoſpitaliten benutzt und 
— ebenſo gut der Garniſon, wie der altkatholiſchen Gemeinde überlaſſen 
werden. 
Abg. Miquel verkennt nicht, daß die Verhältniſſe anders wie in Breslau 
liegen, ſchon weil es ſich um eine kleine evangeliſche Kirche in der Diaspora 
handelt, die mit geringen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln ihre eigenen Be⸗ 
dürfniſſe kaum befriedigen könne. Dennoch wird er die Poſition ablehnen, 
weil er den Bau einer für Civilgemeinde und Garniſon gemeinſam beſtimmten 
Kirche wünſchen müſſe. f g 

Die 225,000 Mark werden hierauf abgelehnt. (Für beide Poſteu ſtimmten 
die Conſervativen, der größte Theil der Reichspartei und wenige National⸗ 
liberale.) Die geforderte Erſtattung an die Verwaltung des Reichsheeres für 
die Mehrausgaben bei den Penſionsfonds in den Jahren 1873 und 1874 in 
Folge der Geſetze vom 4. April 1874 und 30. Juni 1873 in Höhe von 
833,400 Mark wird dem Antrage der Commiſſion gemäß geſtrichen. 

Hieran ſchließt ſich die zweite Berathung des Marine⸗Etats. Referent 
Abg. Rickert: Nach dem 1 war für 1875 eine Forde⸗ 
rung von 18% Millionen Mark im Ordinarium und 37% Millionen im 
Extraordinarium des Marine⸗Etats, in Summa alſo 56 Millionen in Aus⸗ 
ſicht 3 Der vorliegende Etat fordert im Ordinarium 18½ Millio⸗ 
nen Mark, im Extraordinarium 11 Millionen und in einer beſonderen An⸗ 
leihe⸗Vorlage 1344 Millionen, in Summa alſo nur 43 Millionen Mark. 
Dieſe Minderforderung von 13 Millionen erkärt ſich weſentlich dadurch, daß 
im Flottengründungsplan 3,900,000 Thlr. für die Herſtellung und Vollendung 
des Marine⸗Etabliſſements in Ellerbeck angeſetzt waren, welche in dem gegen⸗ 
wärtigen Etat nicht aufgenommen ſind, weil die Kräfte nicht hingereicht 
haben, um in den letzten Jahren die Arbeiten ſo zu fördern, als urſprünglich 
beabſichtigt war. Zudem hat die Budgetcommiſſion auf die Anfrage an den 
Marineminiſter, inſoweit die Marineverwaltung in der Lage geweſen iſt, in 
den letzten Jahren die ihr für beſtimmte Zwecke zur Dispoſition geſtellten 
Mittel aufzubrauchen, folgende Auskunft erhalten: Die Marineverwaltung 
wird in das nächſte Jahr im Ordinarium mit einem Beſtande von etwas 
über. zwei Millionen Mark, im Extraordinarium von 55% Millionen, zu⸗ 
ſammen alſo von 37% Millionen übergehen. Das iſt ungefähr der Betrag, 
welchen die Marineverwaltung in dieſem Jahre im Ordinarium und Extra⸗ 
ordinarium überhaupt fordert; ſie wird daher für 1875 circa 77 Millionen 
Mark zur Dispoſition haben. Dieſer Thatſache gegenüber wird die Behaup⸗ 
tung gewiß gerechtfertigt ſein, daß die Marineverwaltung in dem vorliegen⸗ 
den Etat und in der Anleihe für das Jahr 1875 nicht zu wenig in Anſpruch 
genommen hat. 

Von dem Abg. Behr iſt der Autrag geſtellt, den Reichskanzler zu er⸗ 
ſuchen, durch die kaiſerltiche Marineverwaltung in erwägung nehmen zu 
laſſen, ob nicht die Errichtung von Seemanns⸗Erziehungs⸗Schiffen, wie ſolche 
in England ſeit 100 Jahren ein wichtiges Contingent für die dortige Marine 
liefern, auch im Intereſſe unſerer Marine ſich empfehlen würde?“ . 

Marineminiſter v. Stoſch: Die Regierung hat gewiß ein erhebliches 
Intereſſe daran, daß die ſeemänniſche Bevölkerung möglichſt gut ausgebildet 
werde. Der Antrag bedeutet aber eine bedeutende Mehrausgabe im Marine⸗ 
Etat. Auf den engliihen Schulſchiffen können etwa 150 Schiffsjungen unter: 
gebracht werden; jeder derſelben koſtet circa 185 Thlr. jährlich, wovon 120 
Thaler für Koſt und Bekleidung, 65 Thlr. für Unterricht und Verpflegung 
in Krankheitsfällen zu verausgaben ſind. Wenn die Reichsregierung nur 
vier ſolcher Schulſchiffe einrichtete, zwei in der Nordſee und zwei in der Oſt⸗ 
fee, jo würde fie dafür eine jährliche Ausgabe von 100,000 Thlr. machen 
Hg og ihr der gegenwärtige Marineetat die Möglichkeit nicht ges 
währt habe. . 

Abg. Schmidt (Stettin) erklärt ſich aus pädagogiſchen Gründen gegen 
den Antrag. Es ſei überhaupt ein Uebelſtand, wenn Knaben unter vierzehn 
Jahren ſchon zu einem feſten Beruf beſtimmt werden, zumal zu dem ſee⸗ 
männiſchen, von deſſen Schwere ſie noch kleine Ahnung haben. Allenfalls 
mag das hingehen, wenn das mit Willen des Vormundes geſchieht. Für 
verwahrloſte Kinder wären Schulſchiſfe allerdings eine Art von Rettungs- 
haus. Der Antrag des Abg. v. Behr habe aber verwahrloſte Kinder gar 
nicht im Auge. . 

Abg. v. Behr zieht mit Rückſicht auf die Erklärung des Marineminiſters 
ſeinen Antrag zurüd. Es wird die Aufgabe der nautiſchen Vereine fein, zu 
erwägen, in welcher Weiſe und mit welchen Mitteln die Errichtung von 
Seemanns⸗Erziehungsſchiffen geſchehen könne. a 


Erwähnenswerth ift, daß dem Seebataillon eine Zulage von 14,564 Mark 
gewährt wird zur Solderhöhung der Spielleute und Deconomiehandwerker 
in Conſequenz eines gleichen Beſchluſſes für dieſelben Kategorien beim Etat 
des Landheeres. Aus demſelben Grunde wird der Seeartillerie-Abthei⸗ 
lung eine Zulage von 6156 Mark gewährt. Dagegen beantragt die Com⸗ 
miſſion bei der Seeartillerie, für welche in der Etatsvorlage 199,404 Mark 
ausgeworfen waren, 92,401 Mark 25 Pf. abzuſetzen. Es ſind dies näm⸗ 
lich die Koſten, welche durch die beabſichtigte Vermehrung der Seeartillerie 
um 5 Compagnien und die Formirung eines Seeartillerie⸗Regiments von 
2 Bataillonen zu je 4 Compagnien entſtehen würden. 

Referent Abg. Rickert: Wir ſtehen hier einer e Regie⸗ 
rung gegenüber, deren Tragweite uns nöthigen würde, den Marine⸗Etat 
das nächſten Jahres um ca. ½ Million Mark zu erhöhen. Die See⸗Artillerie 
beſteht gegenwärtig aus 3 Compagnien, die nach der Anſicht der Regierung 
nicht mehr ausreichen die drei Häfen genügend zu beſetzen, weshalb ſie um 
5 Compagnien vermehrt werden ſollen. In der Commiſſton hat dieſe Anſicht 
der Regierung auf allen Seiten den entſchiedenſten Widerſtand erfahren. Das 
Militärgeſetz beſtimmt und präciſirt feſt die Ziffer des Präſenzſtanees der 
gefammien Armee. In dieſer beabſichtigten Vermehrung erkannte die Budget: 
commiſſion eine unberechtigte Erhöhung der durch das Geſetz feſtgeſtellten 
Ziffer. Die Commiſſion empfahl daher einſtimmig die Ablehnung dieſer 

kehrforderung, wobei noch hervorgehoben wurde, daß mit der Vermehrung 
des Seebataillons ein neues militäriſches Element in die Marine auf Koſten 
ihrer geſunden Entwickelung eingeſchoben würde. 

Abg. v. Benda: Die Budgetcommifſion hat die Mehrforderung abgeſetzt, 
weil ſie gegen das Inſtitut überhaupt iſt. Wir haben ſchon im Jahre 1872 
den Antrag geſtellt, die Reichsregierung möge in Erwägung ziehen, ob nicht 
das Seebataillon überhaubt abgeſchafft werden könnte. Ich muß aber darauf 
hinweiſen, daß durch dieſen Beſchluß der Commiſſion der Frage, welche Aus: 
gaben für die Kriegsleiſtungen der Marine ſpäterhin in den Marineetat noch 
aufzunehmen find, nicht präjudicirt werden kann. 

Chef der Admiralität v. Stoſch: Gegen die Abſetzung der Vermehrung 
der See⸗Artillerie möchte ich das dringende Bedürfniß anführen, welches in 
der Sache vorliegt. Bei der Ausdehnung der Feſtungen in der Neuzeit ſind 
die Bedürfniſſe an Feſtungsartillerie immer größer geworden, und ſo iſt das 
Kriegsminiſterium in die Lage gekommen, erklären zu müſſen, daß es in 
Zukunft nicht mehr im Stande ſei, die Seeartillerie in dem Maße zu com⸗ 
penfiren, wie das bisher geſchah, und wie es die Küſten⸗ und Hafenbefeſti⸗ 
gungen erfordern. Ich kann daher nur bitten, den Antrag der Commiſſion 
abzulehnen und die Etatsvorlage wiederherzuſtellen. 

Abg. Richter: Wenn die Militärverwaltung erklärt, nicht genug Mann⸗ 
ſchaften der See⸗Artillerie für die Hafenbefeſtigungen zu haben, ſo können 
wir darin in keiner Weiſe eine Berechtigung finden, die durch das Militär⸗ 
geſetz feſtgeſtellte Ziffer der Mannſchaften zu erhöhen. Wir werden vielmehr 
Unterſuchen müſſen, ob nicht innerhalb des Rahmens der gegenwärtigen 
Militär⸗Organiſation ſich Cadres vorfinden, die mit der Zeit entbehrlich ge⸗ 
worden ſind. Wir werden die Cadres der Feſtungs⸗Artillerie nur dann ver⸗ 
ſtärken können, wenn wir vorher in die Lage geſtellt werden, andere Cadres, 
welche in ihrer gegenwärtigen Stärke aufrecht zu erhalten nicht nothwendig 
iſt, zu vermindern; wenn wir alſo, um gleich ein Beiſpiel anzuführen, die 
Saat höhere Stärke der Berliner Garde⸗Bataillone auf die allgemeine 

tärke der übrigen Bataillone herabſetzen könnten. So lange uns das nicht 
ermöglicht wird, könuen wir die hier geforderte Vermehrung der See⸗Artillerie 
in keinem Falle bewilligen. 

Der Antrag der Commiſſion auf Abſetzung der Mehrforderung für die 
See⸗Artillerie wird darauf mit allen gegen die Stimme des Abg. Grafen 
Moltke vom Hauſe angenommen. In Conſequenz dieſes Beſchluſſes werden, 
den Anträgen der Commiſſion entſprechend, in dieſem und in den nächſtfol⸗ 
genden Titeln alle auf die Vermehrung der See⸗Artillerie bezüglichen Poſi⸗ 
tionen abgelehnt. 

Zu Titel 10, Naturalverpflegung, ſind Rationsgelder im Betrage von 
10,395 Mark ausgeworfen. Zur Begrüngung wird angeführt, daß ſich die 
Offiziere Pferde angeſchafft haben, um im Intereſſe des Dienſtes ſchneller 
u der Stadt Kiel nach dem etwas entfernten Erercierpla gelangen zu 
önnen. 

Abg. Dohrn beantragt nur 5634 Mark zu bewilligen; die Exercitien der 
Matroſen müßten hauptſächlich an Bord vorgenommen werden; deshalb ſei 
es unnöthig, für den Landdienſt Rationsgelder zu bewilligen. 

Chef der Admiralität von Stoſch: Es ſind nur einzelne Offiziere, die 
im Intereſſe des Dienſtes ſich ein Pferd angeſchafft haben; für dieſes Opfer 
iſt die Gewährung von Rationsgeldern nur eine geringe Entſchädigung. Es 
iſt übrigens nicht richtig, daß die Matroſen ihre Erziehung lediglich an Bord 
erhalten; im Gegentheil, die Matroſen ſind gewöhnlich mit dem einfachen 
Dienſt an Bord ſchon bekannt, aber es fehlt ihnen durchgängig die Disciplin, 
die die große Gefahr und große Verantwortlichkeit des Seedienſtes fordert; 
es iſt daher nothwendig, daß die Matroſen ihre erſte disciplinare Ausbildung 
am Lande erhalten, und im Intereſſe dieſes Dienſtes ſollen den Offizieren 
Rationsgelder gewährt werden. . 

Abg. Gumbrecht ſpricht ſich für die Bewilligung aus, denn der Zuſatz: 
„Rationen werden den Matroſen⸗Offizieren inſoweit gewährt, als dieſelben 
wirklich Dienſtpferde beſitzen“, ſchließt jeden Mißbrauch au 

Der Poſten wird bewilligt. (Schluß 
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folgt.) 
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1 und dem Fürſten Bismarck noch zu ſteigern. 
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De des Friedensſchluſſes übernähme, 
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Unterſuchungsrichter ihrer Sache zu dienen. 


Graf bei der Unterredung auf mich machte, ein ganz angenehmer war; dieſer 
Eindruck wurde aber ſpäter dadurch verändert, daß ich hörte, der Graf habe 
hier und da ausgeſprochen, ich wäre an ſeinem Unglück ſchuld. Graf Arnims 
Berichterſtattung war den Anſichten des Kanzlers entgegen, er fuhr damit 
fort, und es war deshalb natürlich, daß von Berlin aus ein ihm unange⸗ 
nehmer Erlaß anlangte. Von dieſer Zeit an wurden meine Beziehungen 
zum Grafen rein geſchäftlicher Natur. Graf Arnim ging von Paris fort 
und blieb den Sommer über abweſend und als ich im Herbſt 1873 nach 
Berlin kam, fand ich, daß der Krieg zwiſchen dem Reichskanzler und ihm ein 
offener geworden war. Ueberall wurde davon geſprochen und ich begriff, daß 
meine Stellung zwiſchen den beiden Herren eine unmögliche wurde. 

Als der Graf Arnim in Berlin war, kam Jemand zu mir, und theilte 
mir mit, der Graf habe ſich befremdend darüber ausgeſprochen, daß ich ihn 
nicht beſucht hätte. Ich erwiderte, daß ich dieſen Beſuch mit Rückſicht auf 
einen früheren Fall unterlaſſen hätte, in Wirklichkeit aber wollte ich einem 
Geſpräch mit ihm über die neueſten Vorfälle ausweichen. Als ich ſpäter in 
Paris eintraf, meldete ich mich beim Grafen Arnim, der mich höflich aber 
kalt empfing und ich machte der Frau Gräfin Arnim keine Viſite, weil ich 
es als ganz klar hinſtellen wollte, daß die Beziehungen zwiſchen mir und 
dem Botſchafter aufhören. Meine Collegen riethen mir, die Sache wenigſtens 
formell zu vertuſchen und die äußeren 1 zu bewahren. Ich aber blieb 
bei meiner Anſicht und außerdem war das, was ich damals hörte, nicht der 
Art, daß ich eine Annäherung mit dem Botſchafter hätte wünſchen können. 
Es war vielleicht Mitte October, da wurde erzählt, daß der Botſchafter zu 
Herrn Beckmann geſagt habe: ich werde meinen Abſchied niemals nehmen, 
geben wird man ihn mir nicht und zur Dispofitton ſtellen wird man mich 
nicht, denn ich habe allerlei Schriftſtücke hinter mir, deren Veröffentlichung 
dem Fürſten Bismarck nicht angenehm ſein würde. Dieſe Aeußerung hat 
Beckmann zu verſchiedenen Mitgliedern der Botſchaft gemacht. Ich ſah, daß 
für mich kein Platz dort blieb und conſtatire, daß ich don Mitte October an, 
bis zu dem Moment, wo Graf Arnim abging, mit ihm keinen Verkehr mehr 

ehabt habe, weder dienſtlich noch geſellig. Im December 1873 kam eines 
ages Dr. Landsberg zu mir, den ich ſchon ſehr lange kannte. — — — 
Staatsanwalt: Ich bitte den Dr. Landsberg, der hier gegenwärtig 
iſt, abtreten zu laſſen. (Dr. Landsberg entfernt ſich) 

Zeuge v. Holſtein fortfahrend. Dr. Landsberg iſt äußerſt vorſichtig 
mit den Nachrichten, welche er bringt und deshalb giebt man ihm aus der 
Botſchaft gern ſolche Nachrichten, welche mittheilbar ſind. Als er zu mir 
kam, war er ſichtlich präoccupirt, er hatte einen beſtimmten Zweck. Nach 
einigen Einleitungen fing er damit an, daß er mich fragte, was ich von der 
Politik dächte. Es war gerade der Moment, wo die Hirtenbriefe der frau⸗ 
zöſiſchen Biſchöfe eine gewiſſe Unruhe in der Preſſe hervorgerufen hatten. 
Ich fragte: was meinen Sie? Er antwortete: Ich bin beim Grafen Arnim 
geweſen, und der hat mir gefagt, er wäre überzeugt, der Fürſt Bismarck 
wünſche den Krieg. Der Graf hielt den Krieg Ire ein großes Unlgück und 
würde es für nützlich halten, wenn durch die Preſſe gewarnt wurde. Dr. 
Landsberg wollte hören, was ich dachte, ich ſagte ihm, meiner beſtimmten 
Ueberzeugung nach würde Fürſt Bismarck den Krieg nicht wollen. Infolge⸗ 
deſſen hat Dr, Landsberg unterlaſſen, etwas darüber zu ſchreiben. Nach 
dieſer Mittheilung hielt ich den Moment für ſehr ernſt. Man fürchtete da: 
mals in der franzöſiſchen Preſſe eine Agreſſion von deutſcher Seite. In 
Deutſchland fingen einzelne Stimmen an, auch ſchon ſich zu fragen, was 
eigentlich würde, und jetzt lag nur eine Aeußerung vor, welche leicht dahin 
führen konnte, daß viele deutſche Zeitungen aus Paris die Nachricht erhielten 
daß Fürſt Bismarck den Krieg wolle. 

Ich habe die Aeußerung des Dr. Landsberg nicht mitgetheilt, aber ich 
babe an Jemand, deſſen Namen nicht zur Sache gehört, nach Berlin einen 
Brief darüber geſchrieben und gebeten, daß dieſer Brief dem Fürſten Bis⸗ 
marck vorgelegt werden möchte. Ich fügte dieſer Bitte noch hinzu, daß ich 
nicht als geheimer Kundſchafter angeſehen werden könnte, da Graf Arnim 
mein offener Gegner ſei. Ich ſchrieb in dieſem Briefe, man ſpreche in 
Frankreich davon, daß Deutſchland den Krieg wolle, die franzöſiſche Regie⸗ 
rung wolle ihn nicht, es wäre aber gut, wenn die deutſchen Forderungen 
nicht ſtückweiſe, ſondern mit einem Male offen- klar gelegt würden. Der 
Brief iſt dem Fürſten Bismarck vorgelegt, und daß ich Recht hatte mit 
meiner Anſchauung, ging daraus hervor, daß kurze Zeit darauf in der 
„Nordd. Allg, Ztg.“ ein Artikel erſchien, in welchem die Geſammtheit der: 
jenigen Forderungen offen dargelegt wurde, welche die deutſche Regierung 
an Frankreich zu ſtellen, für nothwendig hielt. ieſer Artikel erregte einiges 
Geräuſch, dann wurde alles gut. Ich habe alſo die Situation klar gelegt, 
ſoweit ich konnte. Die Vertheidigung hat nun behauptet, daß ich alles ge⸗ 
than habe, was ich konnte, um dem Grafen Arnim zu ſchaden. 

Präſident: Das iſt eine Ungenauigkeit in den Zeitungsberichten. 

Zeuge: Wenn man Jemand den Vorwurf macht, er habe den Schlüſſel 
zu dem Archive gehabt, ſo iſt dieſe Annahme doch berechtigt. Ich kann 
darauf erwidern, daß ich Thatſachen kannte, welche ſchwerlich ohne Einfluß 
anf die Stellung des Grafen geblieben wären. Thatſachen, welche ich ſehr 
leicht im Laufe des Prozeſſes hätte angeben können. Ich habe dieſe That⸗ 
ſachen zurückgehalten, bis zu dem Moment, wo meine perſönliche Ehre mich 
genothitzt hat, ſie klar zu stellen. Wenn Jemand ſich über mich zu beſchweren 
bat, fo iſt es der Fürſt Bismarck. 

Präſident: Nun, das gehört wohl nicht hierher. Alſo, abgeſehen von 
dieſem letzten Briefe iſt keine Meldung von Ihnen nach Berlin gegangen? 

Zeuge: Meldung nicht, wohl aber Correſpondenzen. 2 

Präſident: Sie haben aljo keinen Brief geſchrieben, welcher veſtimmt 
war, dem Fürſten Bismarck vorgelegt zu werden? 1 

Zeuge: Nein, aber auch keinen, der geheim war. Es iſt aber wohl 
möglich, daß aus irgend einer Aeußerung in den Briefen entnommen werden 
konnte, es jei mir Va Heier, wenn ſie dem Fürſten vorgelegt würden. 

Präſident: Da hier gerade von dem Schlüſſel geſprochen worden iſt, 
ſo wollen Sie ſich darüber äußern. 5 { 

Zeuge: Den Schlüſſel habe ich gehabt, aber ich habe ihn nicht bei mir 
getragen, wie der Boſchafter. { . 

Präſid ‚os Sie haben keine Actenſtücke aus dem Archiv entnommen? 

euge: Nein. 

Der Vertheidiger Dockhorn beantragt, dem Zeugen eine Frage wegen 
des Artikels im „Echo du parlament“ vorzulegen, der Gerichtshof erklärt 
indeſſen dieſe Angelegenheit für genügend aufgeklärt. 

Präſident: Wenn nun keine Anträge weiter zu ſtellen, ſo erkläre ich 
die Beweisaufnahme für geſchloſſen. Ich habe aber noch, ehe in die Plai⸗ 
doyers eingetreten wird, eine Erklärung verleſen zu laſſen, nicht zum Zwecke 
der Beweisaufnahme, ſondern nur zur allſeitigen Kenntnißnahme. Dieſe 
Erklärung iſt nichts als eine Abwehr gegen öffentlich geſchehene Angriffe, 
eine Erklärung des Unterſuchungsrichters, Stadigerichts⸗Rath Pescatore: 
Dieſe Erklärung geht dahin: Aus den Mittheilungen der öffentlichen Blätter 
iſt zu erſehen, daß die Vertheidigung geglaubt habe, durch Angriffe auf den 
! Er wiſſe nicht, wie weit dieſe 
Angriffe gegangen ſeien, deshalb fühle er ſich verpflichtet, nachſtehende Er⸗ 
klärung abzugeben: 1. Die bei Einleitung der Unterſuchung wohl nicht ab⸗ 
ſichtslos zur Verbreitung gekommene Behauptung, er ſei vor der Beſchluß⸗ 
faſſung der Verhaftung im Miniſterium des Auswärtigen geweſen, um ſich 
dort Inſtructionen zu holen, ſei abſolut unwahr; er habe mit Niemand 
darüber ein Wort geſprochen. e 

II. Der Graf Arnim habe bei Gelegenheit ſeiner erſten Vernehmung 
die Erhebung des Einwandes der Incompetenz des Gerichts ausdrücklich ab⸗ 
gelehnt und ſich dieſen Einwand auch nicht vorbehalten. III. In Betreff 
der Behandlung des Grafen Arnim während der Vorunterſuchung conftatire 
er folgendes: 1) bei ſeinen Requiſitionen an das Polizei⸗Präſidium habe 


er ſtets die größte Rückſicht empfohlen; 2) bei der Verhaftung in Naſſenheide 


habe er dem Grafen ſeine Begleitung angeboten; 3) am Morgen nach der 
Einlieferung des Grafen in die Stadtvoigtei habe er mit dem Director Rück⸗ 


ſprache genommen, daß demſelben alle und jede Rückſicht zu Theil werden 


ſolle; 4) dem Grafen ſei deshalb jede Leetüre und unbeſchränkte Correſpon⸗ 
denz geſtattet geweſen; 5) die Beſuche ſeiner Familie ſeien ſtets und ohne 
Aufenthalt bewilligt und Geſpräche mit anderen Perſonen über geſchäftliche 
Angelegenheiten niemals abgeschlagen worden; 6) die Einrichtung der beiden 
Zimmer in der Charité mit Pianino und Fauteuil iſt dem Grafen vollſtän⸗ 
dig überlaſſen und 7) er habe ſich wiederholt bei dem Grafen erkundigt, ob 
er irgend welchen Wunſch habe und keiner ſeiner Wünſche ſei abgeſchlagen 
worden; 8) die Berenwilligkeit der Richter zur Beſchleunigung der Sache 
werde der Rechtsanwalt Munke ſelbſt beſtätigen; es ſei z. B. die Raths⸗ 
kammer im Laufe eines Abends zweimal im Zimmer ihres Vorſitzenden zu⸗ 
ſammengetreten, um das Krankheitsatteſt entgegen zu nehmen; 9) der Graf 
Arnim ſelbſt habe das ihm gegenüber auch anerkannt. 2 

Vertheidiger Munckel bittet zu conſtatiren, daß die eine Behauptung in 
dieſem Schreiben actenwidrig ſei, wenn nämlich bebauptet werde, es ſei der 
Familie des Angeklagten jeden Augenblick der Verkehr mit ihm geſtattet ge⸗ 
weſen. In Folge der Requiſition des Staatsanwalts ſei dieſer Verkehr Tage 
lang unterbrochen geweſen. 


bier die Frage aufwerfe, welcher von den beiden Herren die Politik des 
Reiches in Zukunft zu leiten hätte. Ich babe ſtets in näherer Beziehung zum 
Fürſten Bismarck geſtanden. Ich muß geſtehen, daß der Eindruck, den der 


raſivent: Eine Actenwidrigkeit liegt hier nicht vor und die Acker 
ergeben auch nicht, daß der Herr Unterſuchungsrichter irgend eine Wegen 
n hat. Ich gebe nunmehr dem Herrn Staatsanwalt das Wort. 

taatsanwalt Teifendorf: Es iſt mir überaus angenehm, daß ich en 
lich in dieſer berühmten Sache, in dieſer ſogenannten cause celebre „öffent: 
lich zum Worte komme. Berühmt ift die Sache, das läßt ſich nicht ſtreiten, 
aber meines Erachtens viel berühmter, als fie es verdient. Fraglig iſt . 
freilich, worauf ich denn dieſe Berühmtheit hauptſächlich zurückführen ſoll? Au 
das Aufſehen darüber, daß ein Botſchafter, einer der höchſten Beamten d 
Deutſchen Reiches wie ein gewöhnlicher Mann die Strafgeſetze verletzt hat, 
oder auf das Aufſehen, darüber, daß wenn ein ſo hochgeſtellter Mann die 
Strafgeſetze verletzt hat, er ebenſo, wie ein gewöhnlicher Mann und vor die 
Schranken des Gerichts gezogen wird? 1 

Ich hatte nicht die Abſicht, meinem Plaidoyer eine längere Einleitun 
voranzuſchicken, jedoch die hier ſtattgehabten Erörterungen veranlaſſen mich 
meinem Vorhaben untreu zu werden. Wie man die Competenz angegriffen 
und Vorwürfe hergeleitet hat aus dem Verfahren gegen meine Perſon un 
gegen die Perſon des Unterſuchungsrichters, fo vermuthe ich, daß die Ver⸗ 
theidigung nun auch die Verhaftung in der Sache ſelbſt zum Gegenſtande 
der Angriffe machen wird. Ich habe darüber Folgendes zu bemerken. 
ich auf Grund der Weed LER des Auswärtigen Amts den Anteil! 
auf Verhaftung des Grafen Arnim und auf Abhaltung einer Hausſuchung 
bei ihm ſtellte, war ich mir der Tragweite meiner Handlungsweiſe vollſtändi 
bewußt. Es iſt mir aber die Verfügung in meinem Gewiſſen, wenn 
übrigens ein Gewiſſen habe, nicht ſchwerer geworden, als andere Verl 
gungen, wie mir überhaupt eine ſolche Verfügung niemals Schmerzen ves 
urſacht, da fie ſich auf das Geſetz ſtützt. Das Gericht hat beſchloſſen, mel 
nem Antrage ſtattzugeben, nicht der Unterſuchungsrichter, ſondern din 
Herren. Die weiteren Angriffe würden alſo ſeitens der Vertheidigung nich 
gegen den Unterſuchungsrichter, ſondern gegen die Rathskammer des Stadl 
gerichts zu richten fein. Ich wußte, daß die Ausführung dieſes Beſchluſſes 
ein ganz ungewöhnliches Aufſehen erregen würde, ich habe aber nicht ge⸗ 
glaubt, daß ſie zu viel Aufſehen erregen würde, als fie es wirklich gethan 
hat. Wenn die Nachricht aus Naſſenhaide fo gelautet hätte: Heute iſt bel 
1 Arnim durch bewaffnete Macht eine Hausſuchung vorgenommel 
worden. 

Man beſchuldigt den Grafen, ſich 4 Dutzend Staatsdepeſchen angeeignd 
zu haben, fo würden alle diejenigen Blätter, welche damals am meiſten übel 
die Verhaftung geſchrieen haben, die Nachricht etwa mit dem Schluſſe ver 
ſehen haben: Hat wirklich der Graf Arnim das gethan, was ihm zur La 
gelegt wird, ſo wundert uns nur Eins, daß man ſich dann darauf beſchrän 
bat, eine Hausſuchung vorzunehmen, ihn aber nicht, wie es ſonſt geſchiehl 
zu verhaften. Man würde hinzugefügt haben: von Gleichheit vor dem Ge 
ſetz iſt in Preußen nicht mehr die Rede; hätte nicht der Botſchafter, ſonden 
fein Kanzleidiener derartige Depeſchen ſich angeeignet, in der Abſicht, ſie den 
Staat zu entziehen, der Uebelthäter wäre ſofort verhaftet worden. Es würd 
keine Stimme in der Preſſe einen e beſprochen haben, man wild 
ſagen, es iſt dies ganz in der Ordnung. enn aber das Staatswohl davon 
abhängt, daß die wichtigſten Depeſchen auf dieſe Weiſe fortkommen können 
fo iſt das allerdings nur ein Kanzleidiener, wir aber haben es hier mu 
einem Botſchafter zu thun. Es gab ſich damals auch eine abgemeine En 
täuſchung kund; man las in den Zeitungen, daß doch wohl etwas Anderes 
vorliegen müſſe, denn, wenn ein Botſchafter Depeſchen unterſchlägt, ſo hat 
ein ſolcher Mann oder Diplomat immer ſeine berechtigten Eigenthümli 
keiten und zu dieſen gehört auch die, daß er die wichtigſten Staatsdepeſchen, 
wenn fie Confliete betreffen, als gute Priſe zu ſeinen Perſonalacten nehme 

Ich conſtatire, daß die einheimische Preſſe eine reſervirte Haltung in diesel 
Angelegenheit eingenommen hat, daß die auswärtige Preſſe aber und namen 
lich die, zu welcher der Angeklagte in Verbindung ſteht, eine ſolche Haltunſ 
nicht eingenommen hat. Darüber darf man ſich nicht wundern; dagegen ! 05 
nur eins ſehr bedenklich; es hat ſich an ſehr hervorragender Stelle ent 
Stimme erhoben, das Verfahren gegen den Angeklagten zu kritifiren; es hal 
ein Herr in einer Rede, um die immer zunehmende Rechtsunſicherheit 1 
Preußen zu kennzeichnen, darauf aufmerkſam machen zu müſſen geglau 52 
daß man nicht blos mit Socialdemokraten und Geiſtlichen ſo verfahre, jo 
dern daß jetzt ſchon Botſchafter nicht mehr gefichert erſchienen gegen 
rechtliche Verhaftung. Ich halte dieſes Urtheil für ſehr bedenklich u a 
Sache, welche noch nicht zum Abſchluß gelangt iſt. — Ich glaube kaum, ter 
die bevorſtehende Geſetzgebung Socialdzmokraten, Geiſtliche und Biel in 
von der ae eximiren wird; denn es iſt ein alter Grundſag 35 
Preußen, daß vor dem Geſetz Alle gleich find, der Bolſchafter und per Arbeit 
mann. Was nun die geſetzlichen Gründe der Verhaftung anbetrifft fo habe 
ich ſie in der Anklage niedergelegt. Wenn Perſonen eine That verübt haben, 
deren Strafe vorausſichtlich ein Jahr überſchreitet, ſo find dieſelben zu der 
haften und ich habe angenommen, daß die That des Angeklagten mit einer 
Strafe von über einem Jahre zu belegen fein würde. Es bat ſich auch die 


Befürchtung als wahr herausgeſtellt, daß man Verdunkelungen in Di 
Sache vornehmen würde, und wenn das auch nicht von dem Angellag cht 


direct ausgegangen ift, fo find doch von feinen Angehörigen Verſuche gema 
worden, um auf die Zeugen einzuwirken. Mr 
Ich werde folgende Eintheilung meinem Plaidoyer zu Grunde lege. 
Ich werde erſt unterſuchen, was hat der e gethan, werde dann 5 
oͤrtern, wie charakteriſirt ſich die That vordem Geſetz und endlich: wie at 
die That zu ahnden, mit welchem Strafmaß iſt fie zu belegen. — Was 9 
der Angeklagte gethan? Die Anklage beſchuldigt ihn, Schriftſtücke, amtli it 
Urkunden vorſäßlich bei Seite geſchafft und unterſchlagen zu haben. a 
Schriftſtücke find von der Anklage in drei Serien getheilt: 1) Schriftitll 0 
welche der Angeklagte geſtändlich mitgenommen, ſpäter aber zurückgege 00 
hat. 2) Erlaſſe, welche der Angelagte geſtändlich mitgenommen und # A 
hinter ſich hat und 3) Erlaſſe und Berichte, über deren Verbleib der Aug 
klagte keine Auskunft geben zu können erklärt. Was die erſte Serie and, 
trifft, jo will ich bei dieſem Punkt über die Frage: was ſind amtliche Schr 
ſtücke? mich gar nicht äußern, weil ja der Angeklagte zugegeben hat, 
dieſe dreizehn Erlaſſe amtliche Documente find, und daß ſie dem Auswä 
gen Amte gehören. Der Botſchafter Fürſt Hohenlohe wollte ſich über 
luiſche Angelegenheiten informiren und war der Meinung, daß er ſich 
aus den Perſonalacten des Angeklagten, ſondern aus dem Archive der Gr 
ſchaft die betreffenden Erlaſſe fordern müſſe. Ueber den Inhalt dieſer 9, 
laſſe kann ich nicht ſprechen, denn es iſt darüber in geheimer Sitzung vel 
handelt worden. 2 . 1 
Nachdem der Staatsanwalt einen kurzen hiſtoriſchen Rückblick über die 
ſtattgehabten Verhandlungen mit dem Angeklagten gegeben, weiſt er darch 
bin, daß es nothwendig ſei, ſich zu vergegenwärtigen, was der Angeklach 5 
geſchrieben hat, denn es iſt meiſtens ſehr ſchwer verſtändlich. Es kam 7 
boͤflicher Erlaß an den Angeklagten, und wie erwiederte er dieſen Erlaß? 0 
erwiederte in einer Weiſe, welche mit ſeinen früheren Erklärungen gar 1 
in Einklang zu bringen war. Dieſe geht dahin: Ich habe dieſe Papiere 1 
gen ihrer beſonderen Wichtigkeit nicht in das Archiv, ſondern in Privat 
ſchluß genommen. Dagegen iſt nichts zu erinnern. Weiter jagt der An 77 
klagte, es war der Inhalt ein ſolcher, daß ich die Papiere meinem Nachioll, 
nicht überlaſſen konnte, aber es war nicht meine Abſicht, fie zu 9 af 
Wie lautet nun fein erſter Bericht, auf den Erlaß, worin er aufge ben 
wird, die Schriftſtücke herauszugeben? Er ſagt darin, daß dieſe Schrifiſt 0 
ſeines Erachtens nach nicht zu den Acten der Botſchaft gehören. Ja! n 
gehören fie denn ſonſt? Dann fagt er wieder: wenn vas auswärtige a. 
eine andere Auffaſſung hat, jo werde ich die Schriftſtücke jo bald als mög ig 
zurückliefern. Der Angeklagte iſt von Paris abgereiſt und hatte den ref 
gendſten Anlaß gehabt, die Schriftſtücke ſofort zurückzuliefern. Davon 
tein Wort in ſeinem Schreiben. Aer . 
Ich muß erklären, daß ich nicht im Stande bin, ſeine einzelnen Grilä 1 
gen mit einander zu vereimigen. Nun behauptet die Anklage und das Typ 
ich aufrecht, der Angeklagte hat nicht beabſichtigt, die Schriftſtücke dem a 
wärtigen Amt zuzuſenden und zwar aus folgenden Gründen: wen ga 
wirtlich dem Angeklagten glaubt, daß der Inhalt der Schriftſtücke ihn wöte 
laßt habe, ſie ſeinem Nachfolger nicht auszuhändigen, ſo meine ich roch, rufen | 
es doch ſeine Pflicht geweſen, feinem interimiſtiſchen Nachfolger, dem mit 
Wesdehlen zu fagen: Ich nehme hier die höchſt wichtigen 13 C vol 
und zwar zu dem Behuf, um fie dem n Amt zu überſenden. elo 
Wesdehlen kannte DiegSchriftftüde und der Angeklagte hat dieſelben ven 
eingepackt, ſodaß er bei dieſer Gelegenveit an feine Pflicht erinnert fi 
mußte. In Berlin blieb der Angeklagte 14 Tage bis 3 Wochen und, g lein 
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ihn auffordert, die Documente herauszugeben 
dieſelben endlich. Wir müſſen die Handlungswe 
Thatſachen beurtheilen, welche hier bewieſen ſind 
daß die Abſicht des Angeklagten geweſen iſt, die 
Vielleicht hat er nicht geglaubt, daß der Fürſt Hohenlohe 
gen würde. 
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5 Nen als ſein Eigenthum zurückbehalten hat. Hier m es nöthig, 


ge Bismarck zu 
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nicht, daß man dieſe Angaben ohne Weiteres glauben kann; im Gegentheil, 

es iſt aus anderen Umſtänden der Beweis zu entnehmen, daß in der That 

der Angeklagte alle diejenigen Erlaſſe ſelbſt eingepackt und dafür geſorgt hat, 

daß fie, mit nach Berlin gekommen find. 5 8 
Den Schreibtiſch, in welchen der Angeklagte ſeine Schriftſtücke ſecretirte, 
hat er ſehr genau durchſucht, denn er hat die wichtigſten Actenſtücke daraus 
entnommen. Dabei hätte er denn doch auch die in Rede ſtehenden Aeten⸗ 
ſtücke finden müſſen, denn die konnten ſich nicht verkrümelt haben. Es han⸗ 
delt ſich dabei auch von Erlaſſen von größter Wichtigkeit, worauf auch viel⸗ 

leicht die eine Bemerkung des Zeugen v. Holſtein ſich bezogen hat. Ich 

wollte den hohen Gerichtshof darauf aufmerkſam machen, daß alle Erlaſſe, 
welche in das Journal eingetragen ſind, auch in das Archivſpind gekommen 
ſein müſſen. — Ich könnte hiermit mein Plaidoyer in der Sache ſchließen; 
ich glaube den Beweis geführt zu haben, daß der Angeklagte in der That 
amtliche Schriftſtücke vorſätzlich mit der Abſicht und dem Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit an ſich genommen hat. 

Weiter brauche ich nichts zu beweiſen. Ich werde aber doch noch auf einige 
Punkte zurückkommen und zwar aus folgenden Gründen: wenn ich hier 
schweigen würde, jo würde die Vertheidigung mich fragen, was konnte 
Eu den Angeklagten beſtimmen fo zu handeln? Wenn auch die Anz 

schen kein Motiv nachzuweiſen brauche, ſo möge ſie doch nur wahr⸗ 
cheinlich machen, ale welchem Zwecke der Angeklagte die Schriftſtücke genom⸗ 
men habe. Die Vertheidigung würde nun ſagen: wie man im gewöhnlichen 

erhältniß auf die Individualität Gewicht legt, ſo wird man ſich nicht ent⸗ 
alten können, auf das, was ein ſolcher Angeklagter ſagt, mehr Ge⸗wicht 
zu legen, als hei einem gewöhnlichen Angeklagten und deshalb will ich die 
hatſachen noch reſumiren. k 

Es hat bereits die Anklage geſagt, daß der Angeklagte feine Stellung zu 
ſeinem Vorgeſetzten verkannt zu haben ſchien, dafür ſprechen ſeine Antworten 
auf die amtlichen Erlaſſe. Der Angeklagte unterliegt, auch wenn er zur Dis: 
poſition geſtellt war, immer der Disciplin der Reichsbehörde. Nun meine 
ich, wenn Jemand befugt iſt, eine Disciplinarunterſuchung anzuordnen, jo 
wird er auch befugt ſein, amtliche Erklärungen von dem betreffenden Beam⸗ 
ten zu fordern. Der Angeklagte ſagte, er ſtehe zur Dispoſition Sr. Majeſtät 
und habe nichts mehr mit dem Auswärtigen Amt zu thun. — Es folgen 
nun zwei Punkte der Anklage, welche den Beweis führen, daß der Angellagte 
in amtlichen Berichten ſich nicht der Wahrheit gemäß ausgeſprochen hat. Es 
iſt dies zunächſt der Fall mit dem Echo du varlement“ und der zweite Punkt 
a die Enthüllungen in der Wiener „Preſſe.“ Dies letzte iſt vielleicht 


| 


ein Punkt, von dem man ſagen könnte, er gehöre nicht zur Suche; und thut 
es aber doch, denn er gebört zur Charakteeiſtik des Angeklagten. Der Ange⸗ 
klagte hat beſtimmte Erklärungen nicht abgegeben, aber ich glaube, daß Nie⸗ 
mand hier im Saale ſich befindet, der nicht vollſtändig ſeine Ueberzeugung 
5 dahin gebildet hätte, der 7 bat durch den Dr. Landsberg die 
ergffentlichung veranlaß. Die Beweiſe find ja überwältigend. Wir haben 
aber auch noch andere Beweiſe. Der denkwürdige Brief des Angeklagten an 
den Dr. Landsberg, welcher das Bedauern darüber ausſpricht, daß er mit 
dem Reptilienfonds nicht concurriren kann, der Brief von Lauſer an Dr. 
Landsberg u. ſ. w. n 
Ein weiterer Beweis, daß der Angeklagte ſich in der Veel ausgesprochen 
bat, iſt auch der Brief an den Stiftsprobſt Döllinger. Alle dieſe Dinge 
ſind in die Anklage nr Beweiſe dafür aufgenommen, wie weit man den 
Erklärungen des Angeklagten unbedingten Glauben ſchenken kann oder nicht, 
theilweis aber auch darum, um einen Schlüſſel für die Motive des Ange 
klagten zu finden. Ich will daran erinnern, daß in Folge der Differenzen 
des Angeklagten mit dem Reichskanzler Mitte April ſeine Verſetzung nach 
Konſtantinopel erfolgte. Am 2. April aber waren ſeine Enthüllungen in der 
Wiener Preſſe“ erſchienen. Strafrechtlich iſt der Angeklagte allerdings da⸗ 
für nicht in Anſpruch zu nehmen, disciplinariſch aber ganz gewiß. Ich glaube 
Nicht, daß das auswärtige Amt es dulden kann, daß die diplomaniſchen 
genten diejenigen Wahrnehmungen, welche ſie auf Grund der dienſtlichen 
netionen machen, in Form von Promemorien veröffentlichen, nament⸗ 
lich dann nicht, wenn die Veröffentlichung dazu beiträgt, einen Conflict 
iu der Poliuk mit dem Fürſten Bismarck hervorzurufen. Das iſt in 
dolge der Enthüllungen geſchehen. — Ein großer Theil der reichs⸗ 
zindlichen Preſſe ſprach ſich dahin aus, daß Graf Arnim offenbar in der 
| Kirchenpolitit das Richtige getroffen habe. Der Angeklagte wollte beweiſen, 
aß ſein Blick ia war, als der des Fürſten Bismarck und dabei 
glaubte er kein wirkſameres Gebiet betreten zu können, als das der Kirchen⸗ 
bold, und dies waren die Gründe, welche den Angeklagten beſtimmten, in 
ie Oeffentlichkeit zu treten. Die Anklage ſagt nun, daß der Angeklagte 
auch die übrigen Schriſtſtücke an ſich genommen hat, um ſich ein ausgiebiges 
ei aterjal zu weiteren Promemorias izu ſchaſfen, wenn ihm nicht rechtzeſtig 
in Halt“! zugerufen worden wäre. g 
be Na Angeklagte jagt, er wollte die Schriftſtücke zu ſeiner Vertheidigung 
kabalten, ich aber ſage, er hat fie behalten zum Angriff, um den Reichs⸗ 
50 dealer möglichſt Ve anzuſtreichen, Es war Rüſtzeug zu einer Campagne 
beden die derzeitige Politik. halb der Angeklagte dieſe Campagne nicht 
innen bat, will ich nicht näher unterſuchen. Eins iſt mir eingefallen; 
= leicht iſt das Echo eines Schuſſes, ei in Kiſſingen am 13. Juli fiel, 
i ganz beſonderer Art geweſen, daß der Angellagte es für zweckmäßig hielt, 


N. 


vorläufig abzurüſten. N 

Gejehordnung eingeht, ‚heut, er hervor, daß nach dem geltenden Recht der An⸗ 
geklagte den Geſetzen ſeines Heimalblandes unterworfen jei und erklärt als⸗ 
dann, daß er nach der reiflichſten Ueberlegung nicht dahin kom 
Milderungsgründe für den Angeklagten in Anregung zu bringen. 
Abmeſſung der Strafe müſſe die Stellung des 


kommen konne, von jenem Schranke 
„Bei ſentweder im Auswä ö 5 4 
ugeklagten berückſichtigt Papiere, nun dieſe gehörten überhaupt nicht in die Kathegorie der Urkunden, 


ndem der Staatsanwalt hierauf auf die Frage der ſchefs , einer Stellung, die den Geſandten öfter nöthige, 


e f jm entſcheidenden 
Augenblick auf eigne Hand zu Handeln; die RER, des Einzel⸗ 
nen müſſe dann den Ausſchlag geben. Er ſei erſtaunt geweſen, jo viel 

zu hören, da bekanntlich Urkunden von Bedeutung ſich 
rligen Amte oder in einem anderen Archive befänden. 


worden, die eine ganz beſondere war, denn er repräſentirte den Kaiſer des jedes derarlige Schriftſtück könne der Diplomat in einem Schube perſtecken, 


deutſchen Reichs in einem fremden Lande. Auch das Gewicht der S 
bätten entſtehen können. Man werde ſich deshal 
das niedrigſte Strafmaß (4 Monat) weit hinaus zu geben. Den Antrag 
auf Aberkennung der Ehrenrechte könne er ſich nicht entſchließen, zu ſtellen, 
weil dieſer Verluſt nur bei der gewinnſüchtigen Abſicht einzutreten habe, 
die dem Angeklagten nicht unterzulegen ſei. — Er beankrage deshalb 
den Angeklagten zu einer Gefängnißſtrafe von 2 Jahren und 6 Monaten zu 
verurtheilen. ; . 

Hierauf tritt eine Pauſe bis 4 Uhr Nachmittags ein. 

Nach der Pauſe ergreift das Wort der Vertheidiger Prof. v. Holtzen⸗ 
dorf: Nicht ohne Noth verläßt ein Rechtslehrer ſeinen Hörſaal, um in ir⸗ 
gend einem Proceſſe der Stagtsanwaliſchaft entgegen gu treten. Er ſei nich 
da für das Schnellfeuer der Debatte, ſondern ſeine Aufgabe ſei, in lang⸗ 
ſamer Belagerung die Zwingburg eingewurzelter Vorurtheile Irrthümer 


zu] die Regierungspreſſe an, 


K u ei! | chriſt⸗Izwiſchen den Büchern der Vibliothet oder ſonſt irgendwo aufbewahren oder 
ſtücke ſei zu berückſichtigen, ebenſo die großen Gefahren, welche dem Staate ebenſo eine wichtige Privatcorreſpondenz in einen Archivſchrank legen. Zu 
entſchließen müſſen, über jeder Zeit ſei dem Chef einer Miſſion geſtattet, diplomatiſche Papiere ſogar 


vernichten zu können, z. B. beim plötzlichen Ausbruch eines Krieges. Es 
würde dies nur ein einfaches Handeln vom Standpunkte der Zweckmäßig⸗ 
keit involviren. Y 

Nach der der diplomatiſchen Gefhäftsprars u. A. der engliſchen Ge⸗ 
ſandten würden Abſchriften von Depeſchen vielfach zu Privatzwecken genom⸗ 
men. Beim Leugnen des Vorhandenſeins könne von einer Entwendung don 
Amtspapieren keine Rede fein. Außerdem fehle es angenblicklich an einem 
Reichsgeſetzbuche, um die Frage, was Reichseigenthum überhaupt fei, in ſtrei⸗ 
tigen Fällen zu entſcheiden. In Frankreich exiſtire eine königliche Ordonanz, 


welche über das Eigenthum diplomatiſcher Papiere erlaſſen ſei, ſolche aber 


fehle wie ſchon bemerkt, bei uns. Der Veriheidiger führt in Beziehung auf 
welche im Auswärtigen Amt beſtehe, um 


brechen. Es könnte indeſſen auch geſchehen, daß die Hilfe zum Nachtheile dann zu fragen, ob auch Staatseigenthum beſeuigt ſei, wenn einem 


des Angeklagten ausfiele und ſchon aus dieſem Grunde würde er die Ver⸗ 
Fre nicht übernommen haben, wenn ihm nicht noch erprobte und er⸗ 
ahrene 


ertheidiger zur Seite ſtänden. Jener Nothfall, führt Redner aus, könne und es dennoch in den P 


Redacteur von dieſer Stelle ein Schreiben zur Benutzung überſandt 
werde, deſſen amtlicher Charakter gewiß nicht in Zweifel gezogen werden 
apierkorb wandere. Die preußiſche Negie⸗ 


iſt heute eingetreten. Noch niemals hat ſich ein Gerichtshof in Preußen, rung hätte beſſer gethan, erſt die Kronſyndici zu hören, bevor ſie mit Er⸗ 


ſoviel ich auch die Criminalgeſchäfte durchblättert habe mit einem ſolchen hebung dieſer Anflage vorgegangen wäre. 


Rechtsfall zu ce N 
die Staatsanwaltſchaft in ihrer Anklage zweimal meines Namens er⸗ 
wähnt. Ich acceptire dies als einen Beweis dafür, daß die Staatsanwalt⸗ 


ſchaft nach der Erforſchung des Rechtes ſtrebt, aber ich hoffe auch, daß ſie amtlicher Natur. 


meinen Gegenbeweis dafür, daß ihre 
iſt, acceptiren wird. Mag das Gewicht mittelſt Namens auch noch ſo feder⸗ 
leicht ſein, ſo fällt es hier doch zu Gunſten des Angeklagten ins Gewicht. 
Ich habe dieſe Bertheidigung übernommen für einen Angeklagten, 
niemals geſehen, weil ich nach reiflicher Erwagung zu der Ueberzeugung ge 
langt bin, daß hier das öffentliche Rechtsgefühl erſchüttert iſt. 

ch ſpreche für den A 


tung bin, jener jungen 


Hoge obgleich ich Mitglied der Bismarditifs | Artikel deſſelben Buches zu einer entgegengeſetzten Anſicht gelangt, 
ochſchule, die dem Fürſten Bismarck ſeine Ent⸗ Redner, daß er nur für die Artikel die Verantwortlichkeit übernahm, welche 


Sämmtliche amtliche Verweiſe, 


en gehabt. Eine eigenthümliche Fügung iſt es, daß] die im Laufe der Zeit an Beamte ertheilt wurden, in Archiven aufzubewah⸗ 


ren, würde es bald an geeignetem Platze fehlen. Im diplomatiſchen Verkehr 
kann ein Privatbrief häufig eine Maske ſein und daher andererſeits ſehr 
Jeder Geſandte ſei nach der Praxis der meiſten Staaten 


Interpretation eine unrichtige eben befugt, Abſchriften zu nehmen und eine Entſcheidung über dieſen Punkt 


nach objectiven Normen wegen der Lücke im Strafgeſetzbuch nicht zu treffen. 
Ob überhaupt Urkunden unter den bezäglichen Papieren zu verſtehen ſeien, 


den ich] darüber beruft ſich Redner auf ſein Handbuch des Strafrechts, das dieſe 


Frage ganz entſchieden verneint. 
Der Interpretation des Staatsanwalts gegenüber, welcher DR einem 
emerkt 


ſtehung verdankt. Ich ſpreche für den Angeklagten aus Beſorgniß, daß das | feine Unterſchrift trügen. — Nach einem Citat von dem Profeſſor Merkel 
Uebermaß potitiſcher Erwägungen ſich einzumiſchen droht in das heilige Recht in Straßburg gehörten diplomatiſche Schriftſtücke im weitern Sinne nicht 
emes Volkes. Die Vertheidigung weiß was fie einzuſetzen hat; möge auch unter den Begriff der Urkunde und gebe es in der ganzen Rechtsliteratur 
die Staatsanwaliſchaft anerkennen, daß fie gemeſſen werden wird nach dem] nicht ſechs Schriftſteller, die über dieſen Begriff einig wären. Der letztere 


Maßſtabe des öffentlichen Rechts. 


ſcheidung nicht walten laſſen werden. 


) be Die Vertheidigung iſt hier in der Lage, ſei im Civilproceß ein ganz anderer als im Criminalproceß. Unter keinen 
die politiſchen Intereſſen vor der rechtlichen Beurtheilung der Sache zurück-] Umſtänden ſeien geheime 

1 5 5 Ich freue mich deshalb, daß ich vor Richtern ſtehe, welche als] Thatſachen 
5 ſtrenge Juriſten die Geſichtspunkte der poliliſchen Erwägungen für ihre Ent: Rechtsverh 
Noch niemals iſt ein Angeklagter] menkünfte hoher Herrſ 


j e Correſpondenzen für Rechtsverhältniſſe erhebliche 
„im Gegentheil fie beſprächen häufig alles andere, was mit den 
ältniſſen in 1 keinem Zuſammenhange ſtände, als Bälle, Zuſam⸗ 

aften ꝛc. Juriſtiſche Urkunden würden oft mit der 


unter einer ſolchen Wucht von Mißverſtändniſſen und Irrthümern auf der Zeit h ſtoriſche für die Rechtswiſſenſchaft und könne man das Exercitium 


Anklagebank erſchienen als heute. 


Ihm wird zur Laſt gelegt, ſich eines Tertianers auch eine Urkunde nennen, ob ſeines Unverſtandes. So 


perſönlich vergangen zu haben gegen den Träger einer mit Recht beiſpiel⸗ wären auch gerichtliche Actenſtücke über erfolgloſe Verhandlungen nicht als 
loſen Volksgunſt in einer Zeit, in welcher die die größten Intereſſen der] Urkunden zu behandeln. 


Nation wahrgenommen werden ſollen vom Auswärtigen Amt. Gegen den 


m weiteren Verlaufe erwähnt der Vertheidiger ſichtlich tief bewegt, daß 


Angeklagten iſt der ſtarke Schein einer Neigung zu unbefugter Politik; der ſich ſein Inneres aufgelehnt habe, einen Mann wie den Angeklagten wegen 
Schein, als ſei der Angeklagte mit einer brennenden Cigarre ſpazieren ges | Unterſchlagung angeklagt, ihn als Dieb hingeſtellt zu ſehen. Bei Seite ge⸗ 
gangen in einem Pulverthurm. Auf dieſen Schein hin kann aber hier nicht ſchafft habe der Angeklagte nichts, wodurch im vorliegenden Falle ein unbe⸗ 
verhandelt werden. Sage doch Niemand, der Reichskanzler könnte compro⸗ | fugtes Behalten zu verſtehen ſein würde, durch einen Rechtsirrihum des 


mittirt werden durch den Ausfall dieſes Proceſſes. Denn ebenſowenig wie 


man von einem Richter verlangen kann, daß er kenne die Technik des diplo⸗ Der Ausführung des Staatsanwalts, daß den Angeklagten das 


ngeklagten, ſei die Annahme des rechtswidrigen Vorſatzes n 
9 


otiv ge⸗ 


matiſchen Amtes, kann man von dieſem verlangen die Kenntniß beſtimmter leitet habe, dem Reichskanzler zu ſchaden, tritt Redner entſchieden entgegen. 


Fragte des Rechts. 


Sei etwas von ſeinem Clienten zu tadeln, ſo ſei dies nur möglich vom 


jemals hat ein preußiſches Gericht eine fo ſchwere Verantwortlichkeit zu | Standpunkte der ſtrengen disciplinariſchen Kritik; daß Graf Arnim viel⸗ 


tragen gehabt, als bei dieſem Proceß. 


Es hat die Verantwortlichkeit zu leicht nicht ganz correct gehandelt babe, finde eine Entſchuldigung in dem 
tragen dor der geläuterten Rechtswiſſenſchaft der ganzen Welt und ſteht ger wahrhaften Gewitter von Unglücksſchlägen, wie ſich das in der letzten 3 
genüber der hiſtoriſchen Kritik, die durch Sympathien oder Antipathien nicht über dem Angeklagten entladen habe. 


eit 
Es ſei ferner zu berückſichtigen, daß 


zu beirren iſt. Darum möchte ich hier dem hoben Gerichtshofe zurufen: ein vielbeſchäftigter Geſandter, der hin und her reife, nicht nach dem Maß⸗ 
„Vergeſſen wir hier die Namen Bismarck und Arnim, ſagen wir einfach ſtabe eines acht Stunden auf dem Lederſtuhl ſitzenden Bureaumenſchen zu 


das 


eich und im Dienſte des Reichs. Ein fehlerhaftes Erkenntniß wird die bemeſſen ſei. Ein genialer Kopf unterliege einer anderen Beurtheilung. Er 


vernichtende Kritik aller Jutiſten hervorrufen und darum freue ich mich, daß erkenne an daß in dem ſtrammen preußiſchen Bureaudienſt mit die Grund⸗ 


der Angeklagte nicht vor einem f e 
Juriſten; denn der Eindruck, den ich emp 


ericht ſteht, ſondern vor ſtrengen ſäule der Stärke des Staates liege, aber Eines ſchicke ſich eben nicht für 
unden in dieſer Stadt iſt wahrlich; Alle, ein tief verletztes Ehrgeſühl habe ſeinen Clienten getrieben und im Zu⸗ 


nicht zu Gunſten des Angeklagten. Der Gerichtshof wird in dieſem Proz ſtande der Ehren⸗Nothwehr als einer der älteſten Freunde des Fürſten Bismarck 
ceſſe nicht zu entſcheiden haben, ob der Angeklagte ſich grobe Verſtöße hat ſei es wohl zu entſchuldigen, wenn der Angeklagte die geſteckten Grenzen über⸗ 
zu Schulden kommen — ich klage deshalb nicht an — das würde die ſchritt. Was den von dem Staatsanwalt jo vielfach betonten Dolus anlange, jo 


Sache eines Diseiplinar⸗ Gerichtshofes ſein. 
darum, 


gehens finden können; iſt hier dieſe auch nur im Geringſten dunkel, fo er⸗ Von den Gemächern in 


Mi 1 Hier handelt es ſich rein müfje, gegenüber etwaigen e e das ganze Vorleben des 
ob. fie angeſichts der Thatſachen die Schuld eines Criminalver⸗ klagten in die Wageſchale gelegt werden. 


nge= 
t ohl ſelten ſei ein. Mann ſo gekränkt! 
erſailles als der Flucht verdächtig, ſchließlich in die 


weiſt ſich die Verpflichtung für Freiſprechung. Sie haben durch die Oeffent⸗ Charite befördert. Er könnte, wollte er für den Angeklagten das Mitleid 


lichkeit der Verhandlungen auch den politiſchen Zweck 


ewahrt; das Aus⸗ anregen, auf die diplomatiſchen Wunden in den Laufzräben von Rom und 


wärtige Amt hat dadurch bewieſen, daß es die Beröffentlichung nicht zu Paris verweiſen, doch der Angeklagte verlaſſe ſich auf ſein Recht. Im Namen 
ſcheuen brauchte, und damit iſt der öffentlichen Meinung vollkommen genügt. des Königs möge der Gerichtshof urtheilen über den ehemaligen Botſchafter 
Das Auswärtige Amt kann nicht beſchuldigt werden, daß es andere mehr des Reichs und der alten Depiſe suum cuique Rechnung tragen. Der 


verletzt hat, als es ſelbſt verletzt worden iſt. 


Spruch kam auf lautem Nichtſchuldig. Der Präſident vertagt die Sitzung 


Die Anſchuldigung in drei Gruppen getheilt: ich meine die erſte Gruppe um 5% Uhr auf Dinstag 10 Uhr. 


die translocirte römiſche Correſpondenz, die zweite Gruppe die Disciplinar⸗ 
papiere des Angeklagten in Betreff ſeines Conflicts, und die dritte Gruppe 
die vermißten Papiere. Die Staatsanwaltſchaft behauptet nun unter Anxu⸗ 
fung mehrerer Paragraphen des Strafgeſetzbuchs die ideale Concurrenz. Ich 
frage nun einfach, wie viele Verbrechen ſoll der Angeklagte begangen haben, 
wie viele einzelne Fälle werden ihm zur Laſt gelegt? Man 0 

zwiſchen den Zahlen 2, 3, 4 und i 


über verſchiedener Meinung iſt. „Wie man von einem Vorhandenſein meh⸗ 
rere Dilicte ſprechen kann, begreife ich nicht, und befürchte, daß auch den 
auswärtigen Juriſten dies ſtets unverſtändlich bleiben wird. Ich kann mir 
denken, daß ein Mörder durch das Loch im Kleide noch der Sachbeſchädigung an⸗ 
geklagt werden kann, aber wie bier die Sache liegt, ſo kann ich die Anklage nur 
als eine Schlinge verſchiedener Geſetzesparagraphen betrachten, von der eine derſel⸗ 
ben fangen muß. Die Schlingen ſind ſo gelegt, daß es der geſchickteſten 
theidigung bedarf, um den Angeklagten zu befreien. i 
fagt zur Staatsanwaltſchaft: gebt mir meine Legionen, meine verlorenen 
Papiere wieder. Der Staatsanwalt hat erkannt, es handelt ſich um „emi⸗ 
nente Papiere!“ Wenn der Gerichtshof derſelben Anfiht iſt, ſo freue ich 
mich deſſen Anſicht, „die Papiere haben die Eigenſchaft der Urkunden.“ 


Sollte aber auch das nicht fein, jo ſind es doch Sachen, die dem Reich ge⸗JEindruck hervor. 


hörten und die der Augellagte beſeitigt hat. 5 4829 2 
Ich geſtehe, dieſe Inſtruction der Anklage entbehrt jeder juridiſchen Logik. 

Dem Staatsanwalt genügt der einfache Knoten nicht, er muß den dreifachen 

baben. Nun heißt es dann aber noch weiter: „Wenn der Angeklagte lein 


Beamter iſt, ſo iſt er doch ein gewöhnlicher Menſch und muß, ſollte er nicht . . 
der erſtere ſein, doch als der leßtere verurtheilt werden. Ich übergehe hier niren bei Renteria Hernani. 


den Einwand der Nichtcompetenz, den ich 
werde.“ Ich will hier daſtehen als ein wiſſenſchaftlicher Begutachter und als 
ſolcher kann ich uur ſagen, daß ich vollſtändig alles zugeben kann, 
was in der Anklage ſteht und doch keinen Rechts⸗Grund⸗ 
ſatz finde, nach welchem die Verurtheilung des Angeklag 
erfolgen kann. — Der Vertheidiger vermißt das Vorhandenſein 
einer Snftrucion des deutſchen Reichs, in Betreff der Handhabung der Re⸗ 
giſtratur einer Botſchaft, gegen die der Angeklagte gehandelt haben könnte, 


und ebenſo das Eigenthumsrecht des Deutſchen Reiches an den Papieren. Er 2 
ſtellt weiter in Abrede, daß die Papiere als Urkunden im Sinne des § 348 über 
vor allem aber vermißt er Mahlſteuer⸗Geſetzes verletzt habe. 


des Strafgeſetzbuches angeſehen werden können N 
den Vorſatz des e ſich eines Anderen Eigenthum rechts⸗ 
widrig anzueignen. Die Staats » Anwaltichaft, fo fährt der Verthei⸗ 
diger weiter fort, unterſcheidet zwiſchen diplomatiſch⸗ politiſchen und 

en Correſpondenzen, das heißt eben ſo viel, als der M 


Thei 
That in der Anklage die Sorgfalt dermiſſe, he de ai 
andern fordert. In dem Weſen einer Botſchaft ſteckt ein techniſches Element, 
eben ſo in dem der Staatsanwaltſchaft, und wie dieſe von gewiſſen Erwä⸗ 
gungen geleitet wird, ſo auch jene: 


Das auswärtige Amt Einbringung des Preßgeſetzes. 


übrü 
bet aus zwei Theilen, den Nägeln an den Fingern und allen übrigen Finanzminiſters Akt und geht zur Tagesordnung über“, 
en des r ee Körpers. Ich muß bierbei geſtehen, daß ich in der könne. 
welche der Staatsanwalt von — 


Leipzig, 14. Decbr. [Eintragungen.] Das königl. ſächſiſche 
Miniſterium der Juſtiz hat verordnet, daß von Anfang des nächſten 


Jahres an allwöchentlich eine Zuſammenſtellung der im Laufe der vor⸗ 


wankt darin hergegangenen Woche erfolgten Eintragungen in die Handelsregiſter 
N ch frage nun, in welcher Rechtsunſicherheit des Königreichs Sachſen durch das Central⸗Handelsregiſter für das 
befinden wir uns, wenn man ſchon innerhalb der Staatsanwaltſchaft dar⸗ deut 


ſche Reich veröffentlicht werde. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Verſailles, 14. Dechr., Abends. Nationalverfammlung. 


Der 


Ver: Miniſter des Innern verheißt auf die Anfrage Frandieu's die baldige 


Zwiſchen dem rechten Centrum und 
der äußerſten Rechten finden neuerdings Verhandlungen betreffs der 
Herſtellung eines Einvernehmens ſtatt. Die diplomatiſchen Actenſtücke 
des Arnim⸗Proceſſes riefen in parlamentariſchen Kreiſen den größten 


Bern, 14. Decbr., Abends. Der Nationalrath erklärte mit 79 
gegen 37 Stimmen den Bund competent zur Aufſtellung geſegzgeberi⸗ 
ſcher Vorſchriften betreffend die Eheſchließung. 

Bayonne, 14. Decbr. Die ſpaniſchen Regierungstruppen canto⸗ 
Die Wiederherſtellung Loma's iſt nach 


meinen Mitvertheivigern überlaſſen[Ausſpruch der Aerzte bereits in acht Tagen zu erwarten. Der Neffe 


Serranos, Cano, Adjutant Blancos, iſt geſtorben. 


Nom, 14. December. Bei Berathung des Einnahmebudgets für 


ten] das Jahr 1875 entſpann ſich in der geſtrigen Sitzung der Deputirten⸗ 


kammer eine längere Debatte über eine von dem Abgeordneten Sor⸗ 
tentino beantragte Tagesordnung, in welcher dem Fmanzminiſter 
Minghetti zum Vorwurf gemacht wurde, daß er in der Verordnung 
die Erhebung der Mahlſteuer einige Beſtimmungen des 
Minghetti nahm dies durchaus 
in Abrede, war aber mit der Vornahme einer näheren Prüfung der 
Verordnung einverſtanden und erklärte im Uebrigen, daß er nur fol⸗ 


enſch gende Tagesordnung: „Die Kammer nimmt von der Erklärung des 


aceeptiren 
Letztere Tagesordnung wurde darauf mit 188 gegen 145 
{immen angenommen. 

Petersburg, 14. December. Ueber die Beobachtung des Venus⸗ 
durchganges am 9. d. M. auf den ruſſiſchen Stationen liegen jetzt 


© 


Anders find die Grundſätze, wonach ein Bolihajter feine Maßregeln weitere Meldungen vor. Darnach find in Nertſchinsk drei Con: 


trifft und Niemand wird von einem diplomatiſchen Regiſter ſprechen können, 
wie etwa von einem Givilftandgregifter oder dergleichen. Sollte es nun in 
Preußen einmal eine ſolche Regiſterordnung gegeben haben, fo iſt dieſelbe 
immer noch nicht maßgebend für daß Deutſche Reich. 


n diplomatiſchen gen vollkommen gelungen. 


takte beobachtet und acht Durchmeſſer ſowie dreißig Abſtände am 
Heliometer gemeſſen worden. In Teheran ſind die Beobachtun⸗ 
Auch in Theben (Egypten), wo die Witte⸗ 


Dingen ift weile Zurückhaltung zu üben ; der techniſche Dienſt der Diplomatie rungsverhältniſſe beſonders günſtig waren, haben dieſelben den beſten 


iſt in keiner Weiſe der Technik des Civildienſtes zu vergleichen. Das Ge⸗ 
heimniß des diplomatiſchen Dienſtes wird vielſach gefährdet, wie Depeſchen⸗ 
diebſtähle und dergleichen zur Genüge bewieſen. — Ein ferneres Moment 


fo führt der Verteidiger aus, ſei die hehe Verantwortlichkeit eines Miſſions⸗ nahmen ausgeführt. 


Verlauf genommen und zu fehr befriedigenden Reſultaten geführt. — 
In Kiachta und in Poſſiet wurden mit Erfolg photographiſche Auf: 


——————ů— 7 — — . ——.—— 


Berliner Börse vom 14. December 1874. 


Wechsel-Course, 
Amsterdam250 bel. 8 T. 3½ 144% . 


do. do. 2 NM. 3½ 143% B 
Augsburg 100 Fl. 2 M. 4½ 56.20 G 
Frankf. a. M. 100 FI. 2 M. 5 —.— 
Leipzig 100 Thir.| 8 T. 6 | 9% G 
London 1 Let. 3 M. 6 | 6.2214, bz 
Faris 300 Fres. 8 TL. 4 81 b 
Petersburg 1008S R.] 3M. 5 ½ 93 ½% bz 
Warschau 90 SR. 8 T. 5½ 94%, B 
Wien 150 Fl.. 8 T. 4½/ 911, bz 

do, do. 2M. 4½ 90 ½ bz 


— ——— — — 


Fonds- und Geld-Course. 


Staats- Anl. 
do. 


do. 


Staats-Schuldscheine. . 3½ 91%, bz 
Präm.-Anleihe v. 1865 3½ 129 br 
Berliner Stadt-Oblig. . 4½ 102% B 
S (Berliner 4% 100% bzB 
2 Pommersche 3% 87 
3 Posensche 1 93% baB 
af Schlesische. . ... 3½ 9575 ba 
„ Kur- u. Neumärk.. 4 | 977%, bz 
( Pommersche. . 4 | 97% ba 
A Posensche 4 | 971% bz 
@ | Preussische „...4 | 97%, bzG 
3.) Westfäl. u. Rbein./4 | 98%, ba 
2 Sächsische 4 1981, B 
(Schlesische. . 4 | 971% bz 
Badische Präm.-Anl, .) 11714 B 
Baierische 4% Anleihe! 118 8 
Cöln-Mind.Prämiensch, 3½ 103½ bz& 
U 1 


Kurh. 40 Thir.-Loose 75 6 

Badische 35 Fl.-Loose 40%, bz 

Braunschw. Präm.-Anleihe 24 bz 

Oldenburger Loose 41½ G 

Fremd. ku. 99% bz 
Oest. Bkn, 91½% bz 

Sover. 6.24% 6 do. Sübrgld. 97 G 

Napoleons 5.12% bBjdo. Y,-Guld, 96% G 

Imperials 6.18 @ Russ. Bkn. 94% ba 

Dollars 1.11% bz 

—— —— GJ — 


Hypotheken-Certificate. 


Krupp'schepartial-Obl. 5, 100 ½% ba 
Unkb. Pfb. d. Pr. Hyp.-B4½ 100% bz 
Deutsche IIyp.- Bk.-PIb4½ 95% 6 
Kündbr. Cenk.-Bod-Cr. 4 ½ 10% % bz 
do. (1872) 102% ba 
rückbz, & 110% 100 G 
do. do. do. [415] 99% bz 
Unk. II. d. Pr. Bd. Ord.-B. 6 102% bz 
do. III. Em. do.ſs 101 b 
Kündb.Hyp.-Schuld.do.|5 99 bz 
IIyp.Anth. Nord-G.-C. B. 5 101½ bz 
Pomm. Hypoth.-Briefe)5 102½ 8 
Goth. Präm.-Pf. I. Em.|5 106% bz 
do. do. II. Em. 6 104½ ba 
do. 5% Pf. rkzlbr.mI 1005, 101% bz 
do, 4½ do. do. m. 11014%,| 93% ba 


Lonuisd. — — d. — 
Ducaten 3.6½ bz 


Unkünd. 
do. 


Meininger Präm.- Pfd. 4 100 bzG 
Oest. Silberplandbr. . %] 69 B 
do. Hyp. rd. PIndbr. 5 | 67%, B 
Pfdb. d. Oest Bd.-Cr.-Ge. [65 87, C 
Schles.Bodener.Pindbr.|5 100% @ 
do. do. 4½ 9% 6 
$üdd. Bod.-Cred.-Pfdb.ſs 102% G 


Wiener Silberpfandbr.5½ ] 69 B 
nn, 


Ausländische Fonds. 


Oest. Silberrente . q 44½ 69% bad 
do. Papierrente .. 4½% 63% bz 
do, 54er Präm.-Anl. 4 100 520 
do. Lott.-Anl. v. 60 109% be 
do. Credit-Loose .. . — 116% bz 
do. bier Loose 96% G 

Russ, Präm.-Aul. v. 645 162% G 
do. do. 18665 158 b⸗ 
do. Bod.-Cred.-Ptdb, 5 80 e bz 

Russ.-Pol. Schatz-Obl.4 | 86% 8 

Poln. Pfandbr. III. Em.|4 | 83 etbz 

Poln. Liquid.-Pfandbr.|4 | 69 bz Bus 

Amerik. 6% Anl. p. 188240 | 974 GDz. N 
do. do. p. 188% 101% bz 

do. 3% Anleihe. 5 990 50 

Französische Rente. 5 — — 

Ital. neue 5% Anleihejö 67 G 
Ital. Tabak-Oblig. . . 6 | 99% bzB 

Raab-Grazer 100 Thlr. L. A ri. bz 

Rumänische Anleihe 8 104 bzh 
Türkische Anleihe .|ö a etbz 
Ung. 5% 8t.-Eisenb.-Anl. v 74 6 


Schwedische 10 Thlr.-Loose — — 

Finnische 10 Thir.-Loose 12% B 

Türken Loose 1241, bz 

—— 
Eisenbahn-Prioritäts-Actien. 

Berg-Märk. Serie II.. 4½ 100 bz 


do. III. v. S. 3g. 3½ 85% bzB 
do. do. VI. 4% 99% K 
do. Hess. Nordbahn)5 102%, G 
Berlin-Görlitaz vn 7 5 ‘ 8 
ie 2 52 
Breslau-Freib. Litt, 9 46 90 G 
do. do. 6.44 9 8 
do. do. II. 4% 99 G 
Cöln-Minden . III. 4 93 6 
do. . do.j41,11001% 1 
do. 1944 92% bz& 
do, va [08 B 
Halle-Sorau-Guben ..jö | 98% ba 
Hannover - Altenbekenj44,| — — 
Mürkisch-Posener 45 — — 
N.-M. Staatsb. I. Ser.]4 97G 
do, do. I.Ser.|4 | 9514 bz 
do, do. Obl. Lu. II. 4 97 
do. do. III. Ser.4 97 G 
Oberschles. 4 44 — — 
ae HERR ART 37% — 
do. ER 44 —.— 
do.. D. 492% 6 
do. E. 3% 855 B 
2. 2 une 165 100% ( 
0. F —.— 
an Hin nn 465 100% 6 
A er N > 3 bz 
do. von 1873, 4 | 924, B 
do. von 1874, .41,| 99% B 
do. Brieg-Neisse . 4½ 98½ B 
do. Cosel-Odeıb./4 —.— 
do. do. 5 1034 B 
d0,Stargard-Posen.|4 | 92, 6 
do. do. II. Em 4½ — — 
do. do. III. Em 4% — — 
do. Ndrschl. Zwgb 3% —.— 
Ostpreuss. Südbahn . 5 103½ G 
Rechte-Oder-Ufer-B. 6 102 6 
Schlesw. Eisenbahn. . 4½% 98½ G 
Chemnitz-Komotau . 5 65 bzB 
Dux-Bodenbacchh . 46 | 824, ba 
do, II. Emission. 5 | 7214 G 
Prag- Dung fr, | 36½ 6 
Gal. Carl-Ludw.- Bahn. 9345 G 
do. do. neueſs | 92% bz 
Kaschau-Oderberg .. 0 | 7714, bz 
Ung. Nordostbahn. % | 66% bzG 
Ung. Ostbahnn 5 161 b2G 
nn 1 114 bz 
do. do. 5 |] 78% B 
do. do. 1II. 5 73 1 bz 
Mährische Grenzbahn .5 | TIB 
Mähr-Schl.Centralbahn] fr. | 28 ba 
do, neuelfr. | 37 B 
Kronpr. Rudolph-Bahn/5 | 841%, bz 
Oesterr.-Französische 3 318 bz 
do. do. neuel3 310 etbzB 
do. südl, Staatsbahn|3 249 bz 
dg. neue 2494 bzB 
d. Obligationen. 5 | 86%, bag 
Warschau-Wien II. . 6 | 99 G 
do. III. 5 | 97% 6 
do. IV. . 5 95 % bz 


Bank-Discont 6 pCt. 
Lombard-Zinzfuss 7 pCt, 


London, 14. December. Der Vertreter Perus bei der deutſchen 


Eisenbahn 

Divid. pro 187 
Aachen -Mastricht.] 1 

Berg.-Märkische . 

Ber in-Anhalt... 


do. Dresden .| 5 
Berlin-Görlitz ..| 314 
Berlin-Hamburg. 12 
Berl. Nordbahn 5 
Berl.-Postd.-Magd.| 8 


Berlin-Stettin. . 
Böhm, Westbahn.] 5 
Breslau-Freib.. .. 
do. neue 
Cöln-Minden . 
do. neue 
Cuxhav. Eisenb. 
Dux-BodenbachB 
Gal,Carl-Ludw.-B. 
Halle -Sorau-Gub, 
Hannover -Altenb, 
Kaschau-Oderbrg. 
Kronpr.Rudolphb. 
Ludwigsh.-Bexb, . 
Märk.-Pösener .. 
Magdeb.-Halberst. 
Magdeb.-Leipzig . 
do. Lit. B. 
Mainz-Ludwigsh. 11% 
Niederschl. -Märk.] 4 
Oberschl, A. C. D.]1324 
do. . 4143 
do. neue | — 
Oester.-Fr.-St.-B. .|10 
Oest, Nordwestb, 
Oester.südl,St.-B. . 
Ostpreuss, Südb.. 
Rechte O.-U.-Bahn 
Reichenberg-Pard 
Rheinische 
Ehein -Nahe-Balın 
Rumän,Eisenbahn 
SchweizWestbahn 
Stargard -Posener. 
Thüringer 9 
Warschau-Wien 10 
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- Stamm - Actien. 
21 1873 zt. 


8 


164% ba 
160 45 
186% 


Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Aotien. 


und der ruſſiſchen Regierung iſt in Plymouth eingetroffen. 
eingegangenen Mittheilungen aus Valparaiſo vom 1. d. hat die De⸗ 


Berlin-Görlitzer, . 5 5 5 99 ½ baG 
Berlin. Nordbahn| 5 5 6 2 520 
Breslau Warschau 0 0 5 1394 
Halle-Sorau-Gub.] 0 0 5 147%, bz 
Hannover-Altenb. 5 0 5 41 bz 
Kohlfurt-Falkenb.| 6 5 5 — — 
Märkisch-Posenerſ 0 0 5 60 bz 
MagdebHalberst 3 3½% 3½ 1002 ba 
0. Lit. C.] 5 5 5 ba 
Ostpr. Südbahn % 0 5 | 10% 20 
Pomm, Centrulb. .| 5 0 fr, | 11%, bzB 
Rechte O,-U,-Bahn| 6 64 4 115% G 
Rum. (40% Eins) — 8 18 | 854% ba 
Saal-Bahn ..... 5 5 5 140 bz 
Bank-Papiere. 
AngloDeutsche BRI 71 0 4 145 bz 
Allg.beut.Hand,.G| 91, 0 4 111, @ 
Berl. Bankverein.|18 5½% [4 | 83 br 
Berl. Kassen-Ver. 20% 0 4 294% 8 
Berl, Handels-Ges.12½ 61, 4 1123 5.8 
Berl. Prod.-Makl. BI 8½ |12% 4 | 61 b 
do. Prod. -u. Hdls.B.] 2 ] 3% 4 | 89½ bz@ 
Braunsehw, Bank] 833 9 4 116 bz@ 
Bresl. Dise.-Bankſ 10 2% 14 1896 
do. Hand.u.-Entrp.| 9 5 469% B 
Bresl. Maklerbank 30 0 4 2545 B 
Bresl. Mkl.-Ver.-B.| 7 5 4 S%B 
Br, Pr,-Wechsl.-B:]12 0 4 167 bz 
Bresl. Wechslerb.|12 0 477 
Centralb. f. Ind. u. 
Hand. . 10 4 14 | 717%, bzG 
Coburg. Cred.-Bk.| 71, | 4 4 | 82% bz& 
Danziger Priv.-Bk.| 7 7% 4 11196 
Darmst. Creditbk,|15 10 4 |156 bzB 
Darmst. Zettelbk.] 7 78104 106% G 
Deutsche Bank. .| 8 4 4 | 89%, etbz@ 
do. Hyp.-B. Berlin] 6 5 4 | 91% bz 
DeutscheUnionsb.| 9%, | 1 4 4.79 bz@ 
Disc,-Com.-A. . q 427 14 4 1183 bad 
Genossensch,- Bk.|10%, 3 1 en 
do. junge. — 2 
Gmb Schnee 10 0 4 | 66 bz@& 
Goth.Grundcred.B| 94%, 8 4 115 57 
Hamb. Vereins-B, 13% 105% 4 112515 bz 
e nn ‘7 6 5 Ds 1 11345 I 
do. isc, -Bk. 10a DE 
Hessische Bank .| 6% 0 4 157 bz& 
Königsb. do. 8 0 4 80½ E 
Lndw. B. Kwilecki] 6 0 4 1596 
Leip, Cred.- Anst.|15 9% 4 11581, G 
Luxemburg. Bauk|1? 81, |4 114½ b2G 
Magdeburger do, | 5% | 6¾10 4 1107 G 
Meininger do, 12 5 4 19% bes 
Moldauer Lds.-Bk.| 4 5 4 | 50 
Nordd, Bank 113 10%, 4 147% etbzG 
Nordd, Grunder. B. 133 1½ 4 105 ½% bz 
Oberlausitzer BK. Sg | 0 4 08 bat 
Oest. Cred.-Actien!18% 5% 4 140-9% bz 
Ostdeutsche Bank 8 4 41 78 648 
Ostd. Produect.-Bk.] 8½ |0 410 6 
Posner Prov.-Bank 64, 71% 4 [1094 @ 
Preuss. Bank-Act.|131, 20 4½ 160 ½ bz 
Pr.-Bod.-Cr.-Act. B. l 0 4 110% bz@& 
Pr- Cent.-Bod.-Cr.| 9½ | 9% 4 119½ 6 
Sächs. B 60 % J. S. 12 12 4 126 8 
Sächs. Cred.-Bank{13 0 4 | 75% B 
Schl. Bank: - Ver.|14 6 4 Il bz 
Schl. Centralbauk]13 8 4 63 bz 
Schl. Vereinsbankſ 9 7 4 | 934, bz 
Thüringer Bank .|14 8 4 100 bz 
Weimar. Bank 8 5 4 | MW bz 
Wiener Unionsb. 5 0 4 | 65½ bz 
(In Liquidation.) 
Berliner Bank „14 0 fr.] 80 6 
Berl. Lomb.-Bank 11½ 0 lr. 20 G 
Berl, Makler-Bank 11 0 fr. — — 
Berl. Wechslerbk.“ 0 0 fr, | 52 bzB 
Centralb. f. Genos. 14 0 fr. | 86%, bz 
Nräschl. Cassenv. 15 0 lr. 34 G 
Pos. Pr.-Wechsl.-B| 8 v tr. 6 
Pr, Credit-Anstalt 24 0 fr. 57.6 
Prov.-Wechsl.-Bk.| 71, | 0 Ir, ] 90% @ 
-] Ver.-Bk. Quistorp'}9 0 kr. 1 20% bzG 
Industrie-Papiere. 
Baugess. Plessner ‚14 0 4 2%, b2G 
Berl.Eisenb.-Bd Allı, |6% j4 123% B 
D. Eisenbahnb.-G.| 0 0 4 28% ba 
do,Reichs-u,Co.-E.| 7% 8 4 | 90% bzB 
Märk. Sch. Masch.“ 2% 0 4 | 27% 0 
Nordd. Papierfabr.] 8 0 4 37 B 
Westend, Com.-G.]17 0 lr. 20 bz 
Pr, Hyp.-Vers-Act. 164% 17¾ 4 129 6 
Schl, Feuervers, 17½ [18 4 195 B 
Donnersmarkhüt.| — | 6 4 50%½ 6 
Dortm. Union . 12 0 4. | 37%, bz 
Königs- u. Laurah. 29 20 4 135% bz 
Lauchhammer ..| 9 2 4 684 bzG 
Marienhütte . 14 6 4 165% bz 
Minerva 0 0 fr, — 
Moritzhütte 4 — 5 4 1506 
OSchl. Eisenwerk.]11 0 4 1 22¼ 8 
Redenbütte . 410 2 4 126%, bz& 
Schl. Kohlenwerk|9 1 44 | 50'bzB 
Schles. Zinkh.-Act.| 8 8 4 101% bz 
do. St.-Pr.-Act.ſ 8 8 j4%,1102% 6 
Tarnowitz. Bergb.20 16 4 | 88 bz 
Vorwärtshütte . 8 7 44 36% G 
Baltischer- Lloydſ 0 0 4 26 b2G 
Bresl. Bierbrauer. — 0 4128 
Bresl. E.-Wagenb.] 7%, 13% 4 J 50 6 
do. ver. Oelfabr. 10 8 4161 G 
Erdm. Spinnerei .| 9 7 4 52 6 
Görlitz, Eisenb.-B.| 0 0 4 | 46%, b2G 
Hoffm’sWag.-Fab.| 6 54, 4 33 b 
O. Schl. Eisenb.-B. 14 5, 4 166% 6 
Schles. Leinenind.] 9 7½ 4 | 90 bz 
S,Act.-Br.(Scholtz)| 9 0 fr. 27 
do. Porzellan] 7 7 4 | 38%, bz 
Schl. Tachfabrik| 0 0 4 TU B 
do. Wagenb.-Anst.] 9 0 4 4 bz& 
Schl. Wollw.-Fabr. 10 0 4 1 19 6 
WilhelmshütteMmAllıy, lis 4 100 G 


Nach hier 


putirkenkammer von Chili ein Geſetz angenommen, welches die Aus⸗ 
führung von Anordnungen der päpſtlichen Curie, falls dieſelben eine 
Gefahr für die Unabhängigkeit und Sicherheit des Landes enthal⸗ 
ten ſollten, mit Gefängnißſtrafe bedroht. Das von dem Se⸗ 
nat verworfene Geſetz, betreffend die Einſchränkung der Be: 
fugniſſe der Geiſtlichen iſt von der Deputirtenkammer ebenfalls 
mit 58 gegen 29 Stimmen angenommen worden. — Aus Panama 
wird gemeldet, daß die Regierungen von Honduras und San Salva⸗ 
dor die Uebereinkunft geſchloſſen haben, ſich gegenſeitig zu unterſtützen, 
um der ultramontanen Partei entgegenzutreten. Die Regierung von 
Guatemala iſt eingeladen, ſich dieſer Vereinbarung anzuſchließen. 

Konſtantinopel, 14. Dezember. Ali Paſcha iſt an Stelle von 
Abdul Kerim Paſcha zum Kaimakan (Stellvertreter) des Kriegs miniſters 
ernannt worden. 


Berlin, 14. Decbr. Nn Bezug auf die Tendenz zeigte die heutige Börſe 
keine Veränderung, der Verkehr lag ganz darnieder und die Umſätze blieben 
durchaus in den engſten Grenzen. (Bank u. H.⸗Z.) 


Berlin, 14. December. [Productenbericht.] Roggen hat ſich heute 
kaum verändert, nahe Lieferung wurde nur wenig 1 während das 
Angebot auf ſpätere Termine etwas lebhafter hervortrat. Roggenmehl 
matter. — Weizen bei belebterem Geſchäft in matter Ha tung. afer 
loco matt, nahe Termine behauptet, entfernte ſchwach preishaltend. — Rüböl 
ſtill. — Spiritus eröffnete ſehr matt, erholte ſich indeß zum Schluß wieder. 

Weizen loco 55—70 Thlr. pro 100% Kiogr. nach Qualität geforbert, 
ordin. gelber — Thlr. bez., gelber — Thlr. bez., inländiſcher — Thlr. bez., 
weißer poln. — Thlr. ab Bahn bez., pr. December 60 —60% Thlr. bez., 
per December⸗Januar — Thlr. bez., pr. Januar⸗Februar — Rchmk. bez., 
pr. April⸗Mai 189 —188 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Junt 190 189 Rchmk. bez., 
pr. Juni⸗Juli — Rchmk. bez. — Gekündigt 2000 Ctur. Kündigungspreis 
60% Thlr. — Roggen pro 1000 Kilogr. loco 52 —57 Thlr. nach Qualität 
dee ruſſiſcher 52—53 / Thlr. bez., geringer ruſſiſcher — Thlr. bez., 
inländiſcher 55 — 56 Thlr. ab Bahn bez., geringer inländiſcher — Thlr. bez., 
poln. — Thlr. bez., pr. December 534% X — 7 Thlr. bez., pr. December: 
Januar — Thlr. bez, pr. Januar⸗Februar 153 Rchmk, bez. jr Frühjahr 
149 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 147% Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Rchmk. 
bez. Gekündigt 3000 CEtur. Kündigungspreis 53% Tolr. — Gerſte loco 
51—64 Thlr. nach Qualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 54 
—64 Thlr. nach Qualität gefordert, böhmiſcher — Thlr. bez., oſtpreußiſcher 
57—61 Thlr. bez., weſtpreußiſcher — Thlr. bez., neuer ruſſiſcher 58-594 
Thlr. bez., ſchleſiſcher — Thlr. bez., ungariſcher und galiziſcher 54 —59 Thlr. 
bez., pommerſcher 60-62% Thlr. ab Bahn bez., mecklenburger 60—62¼ 
Tblr. ab Bahn bez., pr. December 62 — , Thlx. bez., pr. December⸗Januar 
— Thlr. bey, per Frühjahr 172% 174173 % Rchmk. bez, pr Mai⸗Juni 
170% Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 170 Rchmk. bez. Gekündigat 3000 Cinr. 
Kündigungspreis 6214 Thlr. Erbſen: Kochwaare 66 —78 Thlr. bez., 


Futterwaare 61—64 Thlr. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. un⸗ B 
Roggen⸗ B 


verſteuert mic. Sack 9, — 9 Thlr., Nr. O und 1 88 Thlr. — 
mebl Nr. 0: 8½ —8 Thlr., Nr. ) und 1 7 —77½ Thlr. bez. — Roggenmehl 
Nr. O und 1: pr. December 7 Thlr. 17—16 Sgr. bez., pr. Januar 22,80 
Achmk. bez., pr. Januar⸗Februar 22,60 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 22,50 
Rchmk. bez., pr. März: Ki — gchmk. bez., pr. April⸗Mai 22,20 Rchmk. 
bez., pr. Mai⸗Juni — Rdn. bez. Gekündigt 1000 Ctur. Kündigungspreis 
7 Thlr. 17 Sgr. Oelſaaten; Raps — Thlr., Rübſen — Thlr. nach 
Qualität. — Rüböl per 100 Kilo netto loco 18% Thlr. bez., mit Faß — 
Thlr. bez., per December 18%, Thlr., pr. Januar⸗Februar — Kchmk. bez., 
per April⸗Mai 57 Rchmk. nom., pr. Mai⸗Juni 57,5 Rchmk. nom., pr. 
September⸗October 60,% Rchmk. nom. — Gekündigt — Ctur. Kündigungs⸗ 
preis — Thlr. — Leinol loco 20% Thlr. bez. — Petroleum per 100 Kilo. 
incl. Faß loco 8% Thlr. bez., pr. December 8½—8 Thlr. bez., pr. Januar 
8 Thlr. bez, pr. Januar⸗FJebrugr 23,5 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 23 
Achmk. bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mat — Rchmk. bez. 
Gekündigt — Barrels. Kundigungspreis — Thlr. — Sgr. 

Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 18 Thlr. 6 Sgr. bez., „mit 
Faß“ pr. December 18 Thlr. 17—11—12 Sgr. bez., pr. December⸗Januar 
— Thlr. bez., per Januar⸗Februar — Rchmk. bez., pr. Februar⸗März — 
Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 57,7—57,3 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 57,9— 
57,6 Rchmt. bez., pr. Juni⸗Juli 59,1 58,7 —8 Rchmk. bez., pr. Ace ge. 
60 59,78 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September 61—60,6--7 Rchmk. bez., 
pr. September⸗October — Rchmk. dez. — Gekündiat 10,000 Liter. Kün⸗ 
digungspreis — Thlr. — Sgr. 

Breslau, 15. Decbr., 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am heuti⸗ 
gen Markte war im Allgemeinen matter, bei reichlichem Angebot, Preiſe 
niedriger. b 

Weizen in gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 5% 
bit 6% Thlr., gelber 5% bis 6% Thlr., feinſte Sorte über Notiz bezahl. 

Roggen, nur billiger verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 5 . : 
852 Ko wenig verändert, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., weiße 5% bis 

2 r. 

Hafer matter, vr. 100 Kilogr. 54 —5% bis 5 ½ Thlr. 

Erbſen mehr offerirt, pr. 100 Kllogr. o bis 7%, Thlr. 

Wicken matter pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr. 5 

Lup inen ohne Zufuhr, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 5%, Thlr., blaue 
4% bis 5 Thlr. 1 
Bohnen unverändert, pr. 100 Kilogr. 7% bis 7% Thlr. 
Mais mehr angeboten, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr. 
Oelſaaten in matter Haltung. 

Schlaglein in ruhiger Haltung. 
Per 100 Kilogramm netto 5 Tn. Far, Pf. 


Schlag⸗Leinſat- 7 15 — l > 8 298 
Winter⸗Raps 22 6 8 2 6 8 10 — 
Winter⸗Rübſen. 7 12 6 T 8. . 
Sommer⸗Rübſen. 7 12 — 1 8 — — 
Leindotter ee 712 6 * 22 06 


Rapskuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 80—82 Sgr per 50 Kilogr. 

Leinkuchen unverändert, ſchleſiſche 108 —110 Sgr. per 50 Kilogr. 

Kleeſaat unverändert, rothe ruhiger, ordinäre 14 —14½ Thlr., mittele 
14% —15 Thlr., feine 15½ —16 Thlr., dochfeine 16% Thlr. pr. 50 Kilogr., 
weiße ſchwach offerirt, ordinäre 154 —16½ Thlr., mittle 1719 Thlr., 
feine 20—21 Thlr., bochfeine 22 Thlr. pr. 50 Kilogr. 

Thymothee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 50 Kilogr. f 

Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. unverſteuert Weizen fein 94 
bis 9% Thlr., Roggen⸗ fein 979 Thlr., Hausbacken 8% bis 8% Thlr., 
Roggen⸗Futtermehl 4 —4 7, Thlr., Weizenkleie 34 —3 ½ Thlr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts · 
Sternwarte zu Breslau. 


December 14. 15. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftdruck bei O. 327% 95 329.04 329% 82 
Quftwärme !....2.0... ＋ 1% + 6/5 2 05 1 
Duünſtoruckk 401 1% 98 2 1798 1%82 
Dunſtſättigunn gg 90 PCt. 92 pCt. 90 pCt. 
Wund ade an SW. 0 N. 0 SO. 1 
Wetter Musa e! trübe, Nebel. J trübe, Nebel. trübe. 
Breslau, 14 Dec. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 58 Cm. U.⸗P. — M. — Em. 

Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
graph 1 5 Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 


Frankfurt a. M., 14. December, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß ⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 119. Pariſer do. 95. Wiener do. 106%. 
Franzoſen“ 324. Heſſ. Ludwigsbahn 132½. Böhm. Weſtbahn 210%. Lom, 
arden") 186%. Galizier 255%. Cliſabeihbahn 205%. Nordweſtbahn 155. 
Elbtbalbahn —. Oberheſſen 71%. Oregon —. Credit⸗Actien“) 243%, 
Auf. Bodencredit 89%. Ruſſen 1872 98%. Silberrente 68%. Pavierrente 
63%. 1860er Zoofe 109 ½. 1864er Looſe 168%. Ungar. Schatzw. 89%. Raab⸗ 
Grazer 82%. Amerikaner de 1882 97, Darmſtädter Bankverein 391. 
Deutſch⸗oſterr. 86%. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 80. Brüſſeler Bank 106. 
Berliner Bankverein —. Frankf. Bankverein 854. do. Wechslerban! 82%. 
Nationalbank 1050. Meininger Bank 97%. Hahn Effectenbant 115%. 
Continental 90%, Südd. Immobil.⸗Geſellſchaft —. Hibernia —. 1854er 
Looſe —. Rockford 16%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn — Schiff ſche Bank —. Neue 
Ruſſiſche Anleihe —. Ungarlooſe 96%._ Köln⸗Minden⸗Looſe —. Engliſche 
Wechslerbank —. Meininger Looſe —. Schleſ. Vereinsbank —. Kurbeſſiſche 
Looſe —. Baubank —. Neue ungar. Schatzb. 88%. Wien⸗Pottendorfer 
—. — Schluß feſt. 

*) per medio reſp. per ultimo. 


Schluß feft. Bahnen behauptet, Anlagewerthe feſt, Banken ſch 
Prioritäten feſt, behauptet. 

Nach Schluß der Börſe: Etwas matter. Creditactien 43%, Frame! 
323%, Lombarden 136%, Nordweſtbahn —. 


— Ruhig. 
Hamburg, 14. December. [Getreidemarkt.] Weizen loco unveränl 
auf Termine ruhig. Roggen loco feſt, auf Termine ruhig. Weizen 120 
pr. Decbr. 1000 Kilo netto 186 Br., 184 Gd., pr. Dec.⸗Jan. 1000 Kilo 
186 Br., 184 Gd., pr. Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 189 Br., 187 Gd, 
April⸗Mai 1000 Kilo netto 192 Br., 191 Gd. Roggen pr. 000 
1000 Kilo netto 165 Br., 164 God., pr. December⸗Januar 110 
Kilo netto 164 Br., 163 Gd., pr. Januar⸗Februar 1000 Kilo nette 
Br., 161 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 154 Br., 153 Gd. e 
feſt. Gerſte feſt. Rüböl matt, loco und per December 56, pr. a | 
20 Pfd. 57. Spiritus ruhig, per December 44, per Februar - Mär, 
per April⸗Mai 45%, pr. Mai⸗Juni pr. 100 Liter 100% 46%. 
geſchäftslos, Umſatz 1000 Sack. Petroleum ftill, Standard white loco 10 
Br., 10, 60 Gb., pr. Dechr. 10, 60 Gd, per Januar⸗März 10, 70 Gd. 
Auguſt⸗Dec. 11, 90 Gd. — Wetter: Schnee. h 
Liverpool, 14. December, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsber 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Matt, Preiſe unregelmäßig. * 
ſchiſß nern, weichend. Tagesimport 19,000 Ballen amerikaniſche. h 
iverpool, 14. December, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußber 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Bal 
Billiger. Verſchiffungen % niedriger. Kir. 
iddl. Orleans 7%, mıdol. ameritaniihe 7%, fair Dhollerah 
middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4, middl. Dhollerah 


8 


fair Bengal 4%, fair Broach 5, new fair Domra 5, nr fair Os 
5%, fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 6%, fait G 


tian 84%. } 

Amſterdam, 14. Dechr., Nachmittag. [Getreidemarkt.] (Schlußber! 
Weizen loco geſchäftslos, pr. März 278. Roggen loco unverändert, 
März 189%, pr. Mai 185%. Raps pr. Frühjahr 358, pr. Herbit ©) 
nt loco 32, pr. Frühjahr 33%, pr. Herbit 35%. — Wel 
a 


alt. 

Antwerpen, 14. Decbr., Nachm. 4 Uhr 30 Min. ee eidemarh 
deſſa 18%. 1 

\ 


(Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen behauptet, 
nachgebend. Gerſte ruhig, Odeſſa 17%. 
Antwerpen, 14. Decbr. [Petroleum⸗Markt.] (Schlußbericht.) N 
nirtes, Type weiß, loco 26 bez. und Br., per December 25% bez .l 
r., pr. a 25% Br., vr. Februar 25% Br., pr. Januar: März 7 
eſt. 
(Schlußbericht). Standar 


Bremen, 14. Decbr. 
loco 10 Mk. 70 Pf. bez. 


Petroleum. mi 
Felt. 
Nürnberg, 12. December. [Hopfenbericht.] Geſtern war der Verl 
ohne Belang. Angebot und Nachfrage in feinen und guten Mittelſol 
ſchwach, ſo das der Umſatz nur 100 Ballen beträgt, der Preis dieſer om 
täten jedoch feit geblieben ift. — Wie gewöhnlich am Sonnabend, war 
heute das Geſchäft ruhiger als an den Hauptmärkten Dinstags und Dont“ 
tags und ſind bis jetzt nur wenig Abſchlüſſe zu verzeichnen. Bedarf, 
Primaqualitäten macht ſich faſt täglich mehr oder weniger geltend, al 
dieſelben müſſen wegen ihrer Seltenheit und des hohen Preisſtandes din, 
Mittelſorten erſetzt werden, welche ebenfalls anfangen, ſeltener zu Be 
Geringe blieben auch heute ohne Beachtung, denn Eigner derielben "4 
immer noch ſteif. Von den heutigen Abſchlüſſen ſind verſchiedene Mit166 1 
zu 150—158 fl., gute Mittelforten in kleinen Beträgen zu 1607 fi 
Hallertauer Lagerbierhopfen in den 70ern zu erwähnen: der Umſatz bez 0 
ich bis Mittags aber nur 80 Ballen. — Aus Saaz, Spalt und ande 
roductionsplätzen iſt wenig zu melden, ee eharrt bei langſau “ 
Preisſteigerung in feinem ruhigen Tone. Die Notirungen lauten: Mal 
waare Prima 1 50 fl., do. Sekunda 140 bis 145 fl., Wolznach Sieg 
170— 180 fl., Aiſchgründer prima 145 bis 154 fl., do. ſekunda 140—142 
Hersbruck⸗Altdorfer Gebirgsbopfen fehlen 155—160 fl., Hallertauer Pri 
166 172 fl., Sekunda 150 —160 fl., Würtemberger Prima 1601680) 
do. Sekunda 145—155 fl., Elſäſſer Prima 150—160 fl., do. Sei, 
140—148 fl., 1873er Prima 72—82 fl., Aeltere Jahrgänge 8—15 fl. Sad 
öſterreichiſcher Prima 140— 146, do. Secunda 134—138 fl., Spaltet achte 
dortſelbſt 210—220 fl., Spalter Land, nächſte Lage 200 — 210 fl., do. 20 b 
Lage 160—170 fl., Saaz Stadt dortſelbſt ö. W. per 56, Kilos 15 
230 fl., Saaz Bezirk dortfelbſt ö. W.per 56 Kilos 215 — 230 fl., Saaz 
dortſelbſt ö. W. per 56 Kilos 210 bis 220 fl. 


\ 
{ 


* [Die Nr. 50 der „Gegenwart“] von Paul Lindau, Verla fr 
Georg Stilke in Berlin, enthält: Glauben und Reichstreue. Von 
bald Ziegler. — Führer und Redner der franzöſiſchen Nationalderfammiiz! 
Von Leopold Richter. IV. V. Literatur und Kunſt: Aus Wien. 7 
Paul Lindau. — Mein Lebensgang. Von Fr. Viſcher. (Fortjegung.) 
Notizen. — Offene Briefe und Antworten. 7 
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hat uns in tiefe Trauer verſetzt. Er 
war vermöge ſeines edlen Charakters,, Die Herren Actionäre werden 
mäß § 30 des Statuts zur 0 0 


ee 9 7 5 100 1 1 5 e 
freundlichkeit, feiner bewährten Gottes⸗ ordentlichen Gener 
Versammlung 
87⁴⁰ 


furcht und Anhänglichkeit an den 
auf den 30. December 


Glauben ſeiner Väter ganz dazu ge⸗ 
eignet, unſerer Lehranſtalt eine aus 
voller und innerſter Zugehörigkeit ent⸗ 
ſpringende Theilnahme zuzuwenden. 
Das Seminar verliert in ihm einen 
hervorragenden und warmen Vertreter, 
die Lehrer einen liebreichen Freund, 
die Zöglinge einen väterlichen Rath⸗ 
pie: und Förderer. Der Name des 
erechten wird bei uns in geſegnetem 
Andenken verbleiben. 
„Das Lehrer⸗Collegium 
des jüdiſch⸗theologiſchen Seminars 
zu Breslau. 


Lobe - Theater. 


e ar 15: wu Zum 3 10 

Mina, . 16.Dechr. Seppel Ver, . Dise Herren leona 

ſtellung. Nachmittags 4 Uhr: ſich an der General Verſammlugſh 

Kinder Vorſtellung. Bei er theiligen wollen, haben ihre 5 1 
0 

bi 


Nachmittags 4 Uhr, 
in den kleinen Geſellſchafts S 
Nikolaiſtr. 27, eine Treppe boch 
durch eingeladen. [7 
Tagesordnung. „ 
a. Geſchäffsbericht und Vorleg 
der Bilanz. 1 
b. Bericht der Reviſoren über m 
Reſultat der Bilanz⸗Prüfung 
Ertheilung der Decharge. 
c. Wahl von is Te a N 
d. Wahl eines Auſſichtsraths 


gliedes. 


f 1 nebſt einem doppelten Verzeichni 

Male rein Leopold“ ber: iftenG bsp Age vor dem Ber 
„Der ungerathene Sohn“. Weih⸗ i 

two 117 en 7847 ureau der Beiehiäeft it 

Zweite Vorſtellung. Anf. 7% uhr. ſtraße Nr. 27 zu Breslag ji 


f bei Herrn Jul. Samelfon 
Dum &. Diele: Namſel Angot. Unter 12 Linden Nr. 33, 


zu deponiren. M 


Steppdecken, Steppröde |" Senat der Vollmachten wid ir 
5 N u. 0 nell Inn bei | die 80 91 22 des Slaluts ese 


Wittwe Blankenfeld, Altbüſſerſtraße cb 
Nr. 19, Vorderhaus 3 ee Der Vorſitzende des Aufſichter | 


Gelegenheitskauf für Damen. 


Halbſeidene Klelderſtoffe, ſehr breit, in den ſchönſten grauen ſo 
reeller Werth 13 Sgr., jetzt für 6 Sgr. Br 76. 
Ed. Bielschowsky jr., Nicolaiſtraß 


Verantwortlicher Redacteur Dr. Stei 
Drua von 1. Camp. (BD. Friedrich 


Breslau, den 14. December, 


iin Breslau. 


